
Zur Zeit gehen alle Mei-
nungsforscherInnen von 
einem "Kanzler-Drei-
kampf" Kurz, Kern und 
Strache aus. Der ÖVP-
Vorschlag, auch in Ös-
terreich Hartz IV ein-
zuführen, zeigt, wo-
hin die Reise gehen soll: 
Mehr Angriffe auf Sozi-
alleistungen, mehr Schi-
kanen gegen Arbeitslo-
se und mehr Abschie-
bungen. Das heißt auch: 
noch mehr Menschen - 
egal ob ÖsterreicherIn-
nen oder MigrantInnen - 
werden gezwungen sein, 
um noch weniger Geld 
noch mehr zu arbeiten. 
Schließlich steht auch 
der 12-Stundentag am 

Plan von SPÖ, ÖVP und 
FPÖ.

Am Weg zur Kanzler-
schaft gibt sich die FPÖ 
ein neues Wirtschafts-
programm, um den Un-
ternehmerInnen zei-

gen, dass das ganze Ge-
rede von der "sozialen 
Heimatpartei" nur Pro-
paganda ist. Die SPÖ 
will sich die Option mit 
der FPÖ trotzdem offen 
halten. Wer SPÖ wählt, 
wählt womöglich eine 
rot-blaue Regierung. Das 

"kleinere Übel" ist also 
bei dieser Wahl erst recht 
keine Möglichkeit. Statt-
dessen muss der Wahl-
kampf für sozialen, an-
tirassistischen und anti-
sexistischen Widerstand 
genutzt werden. An-
knüpfungspunkte gibt 
es dafür viele. In Kärn-
ten erkämpften die Lan-
deskrankenpflegerInnen 
erfolgreich mehr Gehalt. 

Bewegungen in der Pfle-
ge gab und gibt es eini-
ge, z.B. "Carevolution" in 
Wien. Immer wieder gibt 
es große Demos gegen 
die Abschiebepolitik. In 
Graz sind Tausende ge-
gen das Murkraftwerk 

aktiv geworden. Initiati-
ven wie "System Change 
not Climate Change" sind 
Vorboten einer neuen 
Umweltbewegung. Eine 
neue Frauenbewegung 
formiert sich bereits - 
viele Forderungen des 
neuen Frauenvolksbe-
gehrens können Kämp-
fe anstoßen. Die linke 
Sammelbewegung “Auf-
bruch", die Entwicklun-
gen um die Jungen Grü-
nen und die Erfolge der 

KPÖ-Steiermark zeigen, 
dass es Potential für ei-
ne linke Kraft gibt. Ei-
ne linke Alternative am 
Stimmzettel ist notwen-
dig. Sie kann ein Motor 
für neuen Widerstand 
sein. Vor einem Jahr 
brachte "Aufbruch" mehr 
als 1000 Leute auf eine 
Konferenz - darauf kön-
nen wir aufbauen, und 
eine gemeinsame linke 
Kandidatur versuchen.	
		  Michael Gehmacher

Die SLP meint:

FF Organisieren wir 
gemeinsam eine linke 
AktivistInnenkon-
ferenz und loten die 
Möglichkeiten aus!

FF  Eine linke Alternative 
auf der Straße, in der 
Schule im Betrieb 
und am Stimmzettel 
ist möglich!

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Kampf gegen Bildungskürzungen
Seit Jahren kürzen die etablierten Parteien bei 
der Bildung. Die Schulautonomie ist die neues-
te „Reform“ und bringt zahlreiche Verschlech-
terungen. Auch wenn sich vor den Neuwahlen 
keiner der Regierenden bewegt, ist das Mogelpa-
ket noch nicht vom Tisch. Bessere Bildung gibt’s 
nicht durch Kürzungen -sondern durch echte 
Demokratie und ausreichend Geld.               Seite  2 

Wie geht ś weiter in Frankreich?
Frankreichs neuer Präsident Macron wird von 
Eliten und Medien gefeiert. Gleichzeitig kün-
digt er brutale Kürzungsmaßnahmen an. Welche 
Perspektiven gibt es für den Widerstand? Welche 
Rolle kann dabei Melenchons neue Bewegung 
spielen? Und ist Le Pen wirklich geschlagen? Lei-
la Messaoudi von Gauche Révolutionnaire (CWI 
Frankreich) berichtet.		                Seite   12

Schwerpunkt
Immer mehr Tote durch Ter-
ror – trotz (oder wegen?) 
verstärkter Überwachung 
und Repression. Wie sehen 
sozialistische Antworten 
auf Terror und Unsicher-
heit aus?                	
	                                Seiten 7-10
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Für Widerstand gegen die 
Politik der Reichen – auf der 
Straße und am Stimmzettel!

Für eine linke Alternative 
zu Kurz, Kern und Strache!
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von Sonja Grusch� HC Strache 
hat sich eine Brille zugelegt, 
das soll ihn seriöser machen. 
Die FPÖ verpasst sich ein 
neues Wirtschaftsprogramm, 
das soll sie regierungsfähig 
machen. Was bisher über das 
Programm bekannt ist, bie-

tet wenig Neues: Steuerentlastung für Unterneh-
men, Schwächung der Arbeiterkammer und das 
Ganze mit Rassismus garniert. Finanziert sollen 
die Goodies für die KapitalistInnen (aus deren 
Kreisen das Papier ja stammt) durch Kürzungen 
bei Staatsausgaben, konkret werden hier Verkehr 
(ÖBB) und Gesundheit (Spitalswesen) genannt. 
Also durch Maßnahmen, die alle jene treffen, die 
eben keine KapitalistInnen oder Superreiche sind. 
Das „neue“ Wirtschaftsprogramm ist also nur ei-
ne Fortsetzung der bisherigen FPÖ-Politik. 

Das Programm ist im doppelten Sinn ein Spagat: 
einerseits zwischen der Rhetorik für „die klei-

nen Leute“ und der Politik für die Reichen. An-
dererseits aber auch zwischen den Interessen des 
kleineren österreichischen Kapitals und inter-
nationalen bzw. international agierenden Unter-
nehmen. Den Widerspruch zwischen protektio-
nistischen Maßnahmen und dem Zugang zum eu-
ropäischen bzw. Weltmarkt kann die FPÖ eben-
sowenig lösen wie jenen zwischen den Interessen 
der „kleinen Leute“ und jenen des Kapitals. Wird 
die FPÖ also wie 2005 an diesen Widersprüchen 
zerbrechen? Insbesondere da die wirtschaftliche 
Lage heute weit schwieriger ist, also der sozia-
le Kahlschlag weit brutaler wird? Sich zurückzu-
lehnen und auf das Zerreißen der FPÖ zu hoffen, 
wird nicht funktionieren. 1) Weil die FPÖ auch 
dazugelernt hat, 2) weil sie viel Schaden anrich-
tet, wenn sie an der Macht ist und 3) weil die FPÖ 
die damalige Krise innerhalb weniger Jahre über-
wunden hatte. Rechtsextremismus UND neolibe-
rale Politik gehören gemeinsam bekämpft – und 
eine sozialistische Alternative aufgebaut, damit 
niemand mehr die FPÖ wählt, damit sich „was 
ändert“.

In Salzburg organisierten 
SchülerInnen, LehrerIn-
nen und Eltern gemein-
sam Proteste gegen die 
Schulautonomie. Rund 
1000 Menschen gingen auf 
die Straße. Auch die SLP 
beteiligte sich solidarisch 
an der Organisation und 
der Demonstration. In ei-
nem Sternmarsch ging es 
von den verschiedens-
ten Schulen der Stadt zur 
Staatsbrücke, diese wurde 
für rund 20 Minuten blo-
ckiert. Anschließend ging 
es weiter zum Residenz-

platz, um dessen Brunnen 
sich die Demo sinnbild-
lich für die Bildungspoli-
tik in Österreich im Kreis 
drehte. In kämpferischen 
Reden wurde betont, wie 
wichtig die weitere Orga-
nisation ist, auch über die 
Grenzen des Bundeslan-
des hinaus. In anschlie-
ßenden Aktionstreffen 
wurde beschlossen, sich 
in Form von Komitees an 
den Schulen zu organisie-
ren, um weitere Aktionen 
gegen diese Kürzung zu 
planen.

Erste Proteste gegen das 
Autonomiepaket in Salzburg

Was bedeutet echte 
Demokratie in der Bildung?

Der Spagat der FPÖ
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Die Demokratisierung der Bil-
dung wird immer wieder ge-
fordert, doch wie kann ein 
demokratischer Aufbau 
aussehen? Wichtig ist es, 
die wahren Bildungsex-
perten einzubinden: Schü-
lerInnen, LehrerInnen 
sowie Unterstützungs-
personal (sprich Sozial-
arbeiterInnen, Schulpsy-
chologInnen, usw.). Die-
se kennen sich mit den 
Problemen in der Bildung 
aus und wissen am bes-
ten, wie diese gelöst wer-
den können, im Gegensatz 

zu irgendwelchen selbst-
ernannten „ExpertInnen“. 
Weiters muss genügend 
Geld zur Verfügung ge-
stellt werden, um echte 
Verbesserungen zu finan-
zieren. Dieses Geld ist zur 
Genüge da, es müsste nur 
für wichtige Bereiche aus-
gegeben werden, anstatt 
für Bankenrettung, Auf-
rüstung von Polizei & Mili-
tär und Überwachung. Mit 
diesen Maßnahmen könn-
te eine leistbare und gute 
Bildung für alle umgesetzt 
werden.

Die „Schulautonomie“: ei-
ne Reform, die Schu-
len selbstständig macht, 
Budgetprobleme löst und 
auch sonst nur Verbes-

serungen bringt- zu-
mindest, wenn man der 
Hochglanzbroschüre des 
Ministeriums glaubt. Bei 
genauerer Betrachtung 
merkt man jedoch, was 
dahintersteckt: ein Spar-
paket.

Die „Autonomie“ be-
schränkt sich im Wesent-
lichen darauf, den Sparz-
wang an Schulen abzuge-
ben. Was die Schulleitung 
entscheiden darf, ist, wo 

Kürzungen des Minis-
teriums umgesetzt wer-
den. Aber ihr wird auch 
die Verantwortung ange-
hängt.

Hinter dem Schlag-
wort „Kostenneutralität“ 
verstecken sich Kürzun-
gen. Das Geld für wirkli-
che Bildung in der Klasse 
schrumpft. Für die Finan-
zierung wird die Klassen-
schülerInnenhöchstzahl 
aufgehoben- was zu Über-
füllung führt.

Durch Einsparung sinkt 
die Unterrichtsqualität. 
Dadurch kommt es zu Zwei-
Klassen-Bildung. Während 

Familien mit mehr Geld ih-
ren Kindern Privatschulen 
und teure Nachhilfe bezah-
len können, schauen Kin-
der aus ärmeren Famili-
en durch die Finger. Immer 
mehr Jugendliche haben 
schlecht bezahlte Jobs.

Und auch wenn sich die 
etablierten Parteien ange-
sichts der Neuwahlen noch 
nicht bewegen- man könn-
te ja Stimmen verlieren- ist 
das Paket noch nicht vom 
Tisch. Spätestens nach den 
Wahlen wird diese Reform 
zurückkommen, erfah-
rungsgemäß weiter ver-
schärft. Um dies zu ver-
hindern, müssen wir uns 
organisieren. Eine brei-
te Bewegung kann diese 
& kommende Kürzungen 
zurückschlagen und echte 
Verbesserungen in der Bil-
dung erkämpfen.

	 Moritz Bauer

Bessere Bildung gibt’s nicht 
durch Kürzungen - sondern 
durch ausreichend Geld.

Kürzungspaket „Schulautonomie“
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Vor einem Jahr versuch-
te die SPÖ, uns Christian 
Kern als Mann der Erneu-
erung zu präsentieren. 
Bei der Bevölkerung kam 

diese Scharade nie wirk-
lich an. Umfragen zwi-
schen 20 und 28 Prozent 
und die Möglichkeit, bei 
den Neuwahlen nur dritt-
stärkste Kraft zu werden, 
zeigen, dass die SPÖ ih-
re Glaubhaftigkeit bei den 
überwiegenden Teilen der 
ArbeiterInnenklasse ver-
spielt hat. Dass die Partei 
unter Manager Kern ih-
re arbeiterfeindliche Po-
litik weiter treiben wür-
de, war sofort zu erken-
nen: "Sozialdemokratie 

neu zu denken heißt, ein 
Bündnis mit jenen zu su-
chen, die Arbeit schaffen 
und geben.“, meinte Kern 
zum „Profil“. Die Kern-

SPÖ gibt sich als Partei 
des „Mittelstands“- ein 
Begriff, mit dem Politik 
für UnternehmerInnen 
und Reiche gerechtfertigt 
wird. Undemokratisch 
ins Amt gehievt, begann 
Kern gleich mit der Um-
setzung des Wunschzet-
tels von Wirtschaftskam-
mer & Co. 

Von echtem Widerstand in 
der Partei ist keine Spur 
zu sehen. Von der ÖVP 
bekannte Geschenke im 

Regierungsprogramm an 
Unternehmen, wie die 
Arbeitszeitf lexibi l isie-
rung, oder die Lohnne-
benkostensenkung stan-

den bereits in Kerns Plan 
A ganz hoch im Kurs. Für 
ArbeiterInnen bedeutet 
die Politik der SPÖ zu-
sätzliche Belastung und 
längere Arbeitszeiten am 
Arbeitsplatz und die Kür-
zung von Sozialleistun-
gen. Auch an die FPÖ nä-
hert sich die SPÖ immer 
mehr an. Zum einen be-
treibt die SPÖ unter Kern 
selbst eine zutiefst rassis-
tische Politik bestehend 
aus vermehrten Abschie-
bungen, Zwangsarbeit, 

die Kürzung von Sozial-
leistungen für Migran-
tInnen und ein Vollver-
schleierungsverbot im öf-
fentlichen Raum. 

Zum anderen schielt die 
SPÖ immer mehr auf ei-
ne Regierungsbeteili-
gung mit den Blauen. 
Kern selbst bezeichnete 
eine Diskussion mit Stra-
che als „amikales Ge-
spräch“. Kärntens SPÖ 
Landeshauptmann Peter 
Kaiser forderte nun so-
gar, sich vom „Nein zu 
FPÖ als Dogma“ zu lö-
sen. Gegen diese Politik 
der SPÖ muss eine lin-
ke Kraft, die gemeinsam 
mit Beschäftigten, Ar-
beitslosen und sozial Be-
nachteiligten für Verbes-
serungen kämpft, aufge-
baut werden.	

Lukas Kastner

Der Fall Franco A., deut-
scher Bundeswehr-Of-
fizier und Rechtsext-
remist, machte euro-
paweit Schlagzeilen. A. 
führte ein Doppelleben 
als „syrischer Flücht-
ling“, wobei er offenbar 
Terroranschläge plan-
te und die Verantwor-
tung dafür Flüchtlin-
gen unterschieben woll-
te. Dass rechtsextreme 
Tendenzen und Netz-
werke beim Militär kei-
ne Seltenheit darstellen, 
zeigt sich auch im öster-
reichischen Bundesheer. 
Bis 2008 nahm das Bun-
desheer offiziell an den 
Gedenkfeiern von Heim-
kehrerInnen teil. Weite-
re TeilnehmerInnen wa-
ren hierbei auch Rechts-
extreme, Neonazis und 
ehemalige Angehörige 
der Waffen-SS. Es über-
rascht daher auch nicht, 
dass im Bundesheer un-
ter den BerufssoldatIn-
nen die FPÖ deutlich 
überrepräsentiert ist, 
dies zeigen auch die Per-
sonalvertretungswah-
len. Ebenso betrifft dies 
das Heeresabwehramt: 
Ein Beamter beteiligte 
sich an zwei rechtsextre-
mistischen Aktionen der 
Identitären Bewegung 
in Graz. Hierbei wur-
de die Parteizentrale der 
Grünen besetzt und ei-
ne Moschee mit Schwei-
neköpfen geschändet. 
Rechte Tendenzen weist 
auch das Militärgymna-
sium in Wiener Neustadt 
auf. Unter den wehrpo-
litischen Vereinen, de-
ren Mitglieder die Inf-
rastruktur des Militärs 
(bspw. für Schießübun-
gen) verwenden dür-
fen, gibt es auch Verbin-
dungen zu den Identitä-
ren. Der Obmann eines 
solchen Vereins verglich 
„Muslime mit National-
sozialisten“ und befand 
die Jahre „1933 bis 1939“ 
als die „erfolgreichs-
ten und für die deutsche 
Seele schönsten Jahre ih-
rer Geschichte“. Im ös-
terreichischen Bundes-
heer wird undemokrati-
sche Hierarchie und ei-
ne bestimmte Form der 
Männlichkeit kultiviert 
– und eine Nähe zum 
Rechtsextremismus.

                        Alois Hofer

Der rechte Rand

Die Senkung der Lohnne-
benkosten für Unterneh-
merInnen ist ein alter Hut 
von ÖVP und Wirtschafts-
kammer (WKO). Deren 
Beiträge zu Gesundheits- 
und Sozialversicherung, 
sowie zum Familienlas-
tenausgleichsfonds (zu-
ständig für Familienbei-
hilfe) wurden halbiert. Das 
von ArbeiterInnen erwirt-
schaftete Geld wird diesen 
jetzt bei den Kindern, im 
Krankheitsfall, während 
der Arbeitslosigkeit oder 
bei der Pension fehlen.

Auch die lang ersehnte For-
derung von ÖVP und WKO 
nach einem 12-Stundentag 
sollte unter der Regierung 
Kern umgesetzt werden. 
Bereits im Plan A wurde sie 
aufgegriffen, um im Regie-
rungsprogramm letztend-
lich beschlossen zu wer-
den. Für ArbeiterInnen 
würde die Umsetzung den 
Verlust von Überstunden-
zuschlägen und eine noch 
weitere geistige und kör-
perliche Belastung (inkl. 
erhöhter Unfallgefahr) be-
deuten.

Die Zumutbarkeitsbe-
stimmungen, nach wel-
chen  Arbeitslose mit 
kleinen Kindern  einen 
Job annehmen müssen, 
wurden von 16h auf 20h 
Arbeitszeit erhöht. Vor 
allem für Frauen steigt 
dadurch die Gefahr, Ar-
beitslosengeld und Not-
standshilfe zu verlie-
ren. Arbeitslose über 50 
sollen dazu gezwungen 
werden, in vermeintlich 
gemeinnützigen Unter-
nehmen für ein Taschen-
geld zu arbeiten. 

Flüchtlinge sollen zur un-
bezahlten Zwangsarbeit für 
ein Jahr verdonnert werden. 
Sonst werden Sozialleis-
tungen in existenzbedro-
hendem Ausmaß gekürzt. 
Mit der Absichtserklärung, 
die Zuwanderung mas-
siv zu begrenzen und die 
Grenzüberwachung zu ver-
schärfen, erfüllt Kern zen-
trale Forderungen der FPÖ. 
Ebenso gilt dies für das Ver-
bot der Vollverschleierung 
in der Öffentlichkeit und 
das Kopftuchverbot im öf-
fentlichen Dienst. 

Hinter der glänzenden Fassade: 
Die wahre Politik Kerns

Die „neue“ SPÖ: Politik für Banken und Konzerne, 
Obergrenzen und Massenabschiebungen.

Ein Jahr Christian Kern
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Ende April fand in Wien 
eine Protest-Informa-
tions-Veranstaltung der 
Gewerkschaft Öffent-

licher Dienst (GÖD) in 
der Stadthalle mit rund 
1.000 LehrerInnen statt. 
Grund war die zuvor von 
der Regierung präsen-
tierte Schulreform, in der 
wieder viele Verschlech-
terungen und Belastun-
gen für LehrerInnen und 
SchülerInnen schlum-
mern. Grundsätzlich ist es 
ja gut, dass Gewerkschaf-
ten endlich beginnen, Wi-
derstand gegen die Spar- 
und Kürzungspolitik zu 

organisieren. Das Problem 
ist nur, es wird kein Wi-
derstand organisiert. Ich 
bin selbst Landeslehrer in 

Wien und weder ich noch 
sonst jemand aus meinem 
KollegInnenkreis wusste 
von dieser Veranstaltung. 
Ganz zu schweigen davon, 
dass wir eingeladen, in-
formiert oder gar „mobi-
lisiert“ worden wären.

 
Ein Einzelfall? Nein. Ande-
res Thema, ähnliche Vor-
gehensweise: für Freitag, 
12. Mai wird am Nach-
mittag zu einer „großen“ 
Demonstration im Ge-

sundheitsbereich aufge-
rufen. Auch hier: die Mo-
bilisierung läuft unter der 
Wa h rneh mu ngsgren ze 
eines Teils der Betroffe-
nen, von der Öffentlich-
keit überhaupt zu schwei-
gen.

Zufall? Nein, dabei han-
delt es sich nicht um Zu-
fälle. Die Gewerkschafts-
führung scheut sich nach 
wie vor davor, die Men-
schen gegen die unsozia-
le Politik in Europa, Bund, 
Land und Gemeinden zu 
organisieren. Sie gerät 
aber immer mehr unter 
Druck und so wird eben 
organisiert „Dampf“ ab-
gelassen, um wieder auf 
den Verhandlungstisch 
mit Politik und Wirtschaft 
zurückkehren zu können. 
Denn dem abstrakten 
„Wohl“ Österreichs füh-
len sie sich in Wirklich-

keit mehr verpflichtet als 
ihren Mitgliedern.

Diese Politik hat aber selbst 
mittelfristig keine Pers-
pektive mehr. Viele Kol-
legInnen quer durch al-
le Fachgewerkschaften 
drehen der Gewerkschaft 
ihren Rücken zu. Selbst 
mir fällt es zunehmend 
schwer, KollegInnen von 
der Notwendigkeit einer 
ÖGB-Mitgliedschaft zu 
überzeugen. Für uns Be-
troffene heißt das, dass 
wir nicht nur die Gewerk-
schaftsführung zu Pro-
testen zwingen müssen, 
sondern auch die Organi-
sation kontrollieren müs-
sen. Je stärker und über-
zeugter wir dabei sind, 
desto größer sind unsere 
Chancen auf eine bessere 
Zukunft!		
		  Albert Kropf

Aus Betrieb & Gewerkschaft
Ende April gaben Milli-
onen BrasilianerInnen 
eine deutliche Antwort 
auf die Frage, wie man 
auf neoliberale Kür-
zungspolitik reagiert. 
Präsident Michel Te-
mer plant eine Pen-
sions- und Arbeits-
marktreform, die eine 
enorme Verschlech-
terung für die lohn-
abhängige Bevölke-
rung bedeutet. Mit ei-
ner Massenbewegung, 
in der sämtliche Ge-
werkschaften zu ei-
nem 24 stündigen Ge-
neralstreik aufriefen, 
legten 35-40 Millionen 
BrasilianerInnen am 
28.4. die Arbeit nieder. 
Bei Demonstrationen 
waren Hunderttau-
sende im ganzen Land 
auf den Straßen. Sogar 
die Kirche unterstütz-
te die Proteste und die 

„MTST“, die Bewegung 
der Landlosen, war 
aktiver Teil der Pro-
teste. Aus der Bevölke-
rung heraus haben sich 
Komitees gebildet, die 
die Organisierung der 
Proteste mitgetragen 
haben. Die Lage bleibt 
extrem angespannt. 
Zuletzt wurde so-
gar ein Ministerium in 
Brand gesteckt. Temer 
steckt mitten in ei-
nem Korruptionsskan-
dal und stützt sich im-
mer mehr auf das Mi-
litär, um seine Macht 
zu sichern. LSR (die 
Schwesternorganisati-
on der SLP) schlägt als 
weiteren Schritt einen 
48 stündigen General-
streik vor. Das Land 
kann sich in Richtung 
einer vorrevolutionä-
ren Situation entwi-
ckeln. Die gebildeten 
Komitees müssen jetzt 
vernetzt agieren und 
Machtstrukturen auf-
bauen. In dieser Situ-
ation kann der Kampf 
gegen die Reformen 
schnell in einen Kampf 
um die Macht um-
schlagen. Diese kann 
die ArbeiterInnen-
klasse nur erringen 
und halten, wenn sie 
gut organisiert auf-
tritt.

Widerstand statt Dampfablassen

Frisch gekämpft 
ist halb gewonnen!

Pflegepersonal:
Unsere Drohungen wirken!
Am 12. Mai (Tag der Pfle-
ge) hielt das Pflegeperso-
nal der Kärntner Landes-
spitäler eine Protestkund-
gebung ab. Seit eineinhalb 
Jahren warteten sie auf ei-
ne Gehaltserhöhung. Nach 
der 9% Gehaltserhöhung 
für die Wiener Ordensspi-
täler erreichten jetzt auch 
die Kärntner KollegIn-
nen einen großen Erfolg: 
200€ mehr für Diplomier-
te, 100€ für PflegehelferIn-
nen, und 100 neue Stellen. 
Nachdem die KollegInnen 
bei Betriebsversammlun-

gen einen Kompromiss-
vorschlag des Landes ab-
lehnten, erreichten sie so 
100% ihrer Forderungen. 
Das gelang, wie auch bei 
den Ordensspitälern, nur 
mit der Androhung von 
Streik. Doch die Betriebs-
rätInnen der KABEG (Ktn. 
Landeskrankenanstalten-
gesellschaft) gingen einen 
Schritt weiter. Mit einer 
Öffentlichkeitskampagne, 
einem Forderungskatalog, 
Protestaktionen und meh-
reren Betriebsversamm-
lungen brachten sie die Be-

völkerung auf ihre Seite, 
beteiligten sie KollegInnen 
am Kampf und machten so 
Druck auf die Landesregie-
rung. Diese musste nach-
geben, denn: "Die 3.500 
Angestellten aus dem Pfle-
gebereich sind bereit, alle 
erdenklichen Eskalations-
stufen bis hin zum Streik-
tag wahrzunehmen", so der 
KABEG-Betriebsratsvor-
sitzende. Es gibt noch viel 
zu tun. Aber die Kärntner 
KollegInnen haben gezeigt: 
Kämpfen bringts!

Ein Pfleger

Stell dir vor, es ist Streik 
und keiner geht hin - 
(weil keiner was davon weiß)!
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Aus diesem Grund mobi-
lisierte die Sozialistische 
LinksPartei wieder stark 
gegen das “Blaue Fest” 
der FPÖ am Wallenstein-
platz. Wir machten in 
den Wochen vor dem 13. 

Mai mehrere Kundge-
bungen an der Friedens-
brücke und vor Schulen, 
und betonten verstärkt 
die Verbindung zwischen 
antirassistischen, an-
tisexistischen und so-
zialen Standpunkten, 
denn soziale Ungleich-
heit spaltet. Mit den Wor-
ten von Malcolm X: “Es 
gibt keinen Kapitalis-
mus ohne Rassismus!” 

Die FPÖ versucht ihre 
rechtsextreme Politik zu 
tarnen und sich als harm-
lose, soziale Familienpar-
tei zu präsentieren. Dass 
dem nicht so ist, ist den 
meisten LeserInnen die-

ser Zeilen klar. Dass wir 
aber auch etwas dage-
gen unternehmen kön-
nen vielleicht nicht allen. 
Aber direkte Konfrontati-
on bringt’s! Nur zehn Mi-
nuten laute, linke Präsenz 
unsererseits reichten am 
11. Mai, um die FPÖ kom-
plett aus dem Konzept 
zu bringen - sie gaben 
die Hetze auf und verlie-
ßen die Friedensbrücke.  

Auf der Gegendemo selbst 
kamen AktivistInnen 
verschiedenster Organi-
sationen (SJ Brigittenau, 
Junge Grüne, Aufbruch), 
die OrganisatorInnen 
der Wiener Anti-Vučić-

Proteste, ungarische und 
iranische AntifaschistIn-
nen, Gewerkschaftsakti-
vistInnen und Anwohne-
rInnen zusammen. Ge-
meinsam setzten wir ein 
lautstarkes Zeichen gegen 
das stark geschrumpf-
te „Blaue Fest“. Weiter 
geht es in Wien mit der 
LGBTQ-Kampagne! Get 
active!

Philipp Chmel

Blaues Fest: Lautes „Nein“ zur FPÖ!

Wir dürfen den Rechten nicht 
die Straße überlassen!

Es brodelt im Pflegebereich 
– und die SLP ist mitten-
drin: 2.000 PflegerInnen 
und solidarische Menschen 
demonstrierten am 12. Mai 
gegen die untragbaren Zu-
stände in Krankenhäusern 
und Pflegeheimen. Die-
se Aktion aller Gewerk-
schaften, die Pflegekräf-
te organisieren (GÖD, vi-
da, GPA-djp & younion), 
zeigt das Potential für Wi-
derstand unter den Kolle-
gInnen – trotz später Ter-
minbekanntgabe und feh-
lender Mobilisierung durch 
die ÖGB-Bürokratie. Eine 
Altenpflegerin aus OÖ er-
klärt: "Hätten wir früher 
von der Demonstration er-
fahren, wären mehr Kol-
legInnen mitgekommen. 
Der Dienstplan war schon 
längst fertig“.

Die SLP mobilisierte für 
einen gemeinsamen Block 
der Basisinitiativen „Sozial 
aber nicht blöd“ und „CARE 
Revolution“. PflegerInnen 
und SLP-AktivistInnen aus 
Wien, Linz und Gmunden 
nahmen teil. Mit Megafon 
und Slogans für mehr Per-
sonal und Geld fürs Ge-
sundheitswesen machten 
wir Stimmung. Flugblätter 
und Unterschrifteninitia-
tive für Arbeitszeitverkür-
zung wurden von den Kol-
legInnen und PassantInnen 
sehr positiv angenommen, 
viele kauften unsere Zei-
tung.

Die Demonstration war 
für sich ein Erfolg. Was 
fehlte, war ein gewerk-

schaftlicher Aktionsplan. 
Um motivierten KollegIn-
nen ein Angebot zu ma-
chen, organisierten wir in 
der folgenden Woche Akti-
vistInnentreffen.

Schon am Samstag darauf 
organisierte eine Initiative 
von Gewerkschaftsschüle-
rInnen die Aktion „Pflege 
Aufstand – die Schere stop-
pen“ in Vöcklabruck. Der 
Aufruftext erklärt: „Die 
wahren Schädlinge unseres 
Sozialsystem sind die Steu-
erflüchtlinge, diese kosten 
uns tausend Mal mehr als 
Kriegsflüchtlinge!“

Krankenpfleger und SLP-
Aktivist Jan, der mit ande-
ren GenossInnen teilnahm, 
erklärt: „Viele KollegInnen 
wollen sich gegen die Miss-
stände im Gesundheits-
bereich und für die Forde-
rungen nach mehr Perso-
nal, Arbeitszeitverkürzung 
und Einkommen von de-
nen man gut leben kann, 
einsetzen. Jetzt liegt's an 
den Gewerkschaften, einen 
Kampf zu organisieren.“

Dass Erfolge möglich 
sind, zeigten die KollegIn-
nen der Wiener Ordens-
spitäler und der Kärntner 
Landesspitäler, die in den 
letzten Monaten deutliche 
Verbesserungen erkämpfen 
konnten. Die SLP wird auch 
weiterhin im Pflegebereich 
aktiv sein und den Wider-
stand gegen die nach wie 
vor katastrophalen Bedin-
gungen mit aufbauen! 

Florian Klabacher, 
Pflegehelfer

Der Pflegeaufstand
rollt an!

Eine Welt gewonnen in 
Graz und Vöcklabruck
Unsere Veranstaltungsrei-
he zum 100. Jubiläum der 
Oktoberrevolution hat 
angefangen! Jeweils einen 
Tag haben die SLP-Grup-
pen in der Steiermark 
(13.05.) und dem Salz-
kammergut (22.04.) zu-
sammen mit Interessier-
ten über die Bedeutung 
der russischen Revoluti-
on damals und heute ge-
sprochen. Hier ging es 
nicht nur um Geschichte, 
sondern auch um aktuel-
le Bewegungen wie „Ret-
tet die Mur“ oder Kämp-

fe für Frauenrechte. Wir 
beschäftigen uns nicht 
aus Spaß mit der Ok-
toberrevolution, son-
dern weil sie viele Leh-
ren für heutige politische 
Kämpfe enthält. Eine der 
grundlegendsten davon: 
Um die Welt zu verän-
dern, müssen wir uns 
organisieren. In Vöckla-
bruck, wo es bisher kei-
ne SLP-Gruppe gab, sind 
jetzt nun auch Ansätze 
für diese Organisierung 
da. Komm auch du zu 
den nächsten Events!

Termine des Monats

Unsere Eventreihe geht in die nächsten Runden. Im 
Juni werden wir uns in Salzburg und Linz mit einer 
Vielzahl an aktuellen, historischen und theoretischen 
Themen auseinandersetzen. Wir wollen mit allen, die 
sich gegen den Wahnsinn des Kapitalismus wehren 
wollen, über Möglichkeiten des Widerstands disku-
tieren. Sei dabei!
Salzburg: 14.6. | ab 1500 Uhr | Café Skakespeare
Linz: 30.6. | ab 1800 Uhr | Alte Welt
Linz: 1.7. | ab 1100 Uhr | Jugendzentrum in der Steingasse
Genaue Infos: www.slp.at bzw. FB Eine Welt zu gewinnen
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Öffentlicher Raum wird an 
Private verschenkt, die 
dann Profite damit ma-
chen. Menschen mit wenig 
Geld verlieren Erholungs-
raum, Unternehmer ma-

chen tolle Profite. Im „rot-
grünen“ Wien häufen sich 
Beispiele dafür. Am Donau-
kanal sind gleich zwei Bei-
spiele nebeneinander. Ba-
deschiff und Herrmanns 
Strandbar befinden sich 
auf ehemals öffentlichem 
Grund, der fast geschenkt 
Unternehmern gegeben 
wurde, die mit teurer Gas-
tronomie auf diesem Grund 
reich werden. Mit Naher-

holung ist es vorbei, Anrai-
nerInnen werden zwangs-
beschallt. Die Grünen fin-
den das toll, es sei eine Be-
lebung. Unter „Belebung“ 
verstehen die Grünen das 

Selbe wie alle bürgerlichen 
Parteien: Unternehmen-
sprofite. Der Unternehmer 
des Badeschiffs hat grünen 
Hintergrund und konn-
te seine Profite maximie-
ren, indem die Infrastruk-
tur des Badeschiffs (Kanal 
etc.) mit öffentlichem Geld 
eingerichtet wurde. Eine 
Zeit lang konnte auch ein 
Mitarbeiter des zuständigen 
Verkehrsministeriums als 

Zwischen(ver-)mieter Ge-
winn damit machen. Bei-
de Projekte wurden mas-
siv vom Rechnungshof be-
anstandet. Auch ein Teil 
der Donauinsel steht durch 

Rock in Vienna, das einem 
deutschen Konzern gehört, 
ausschließlich privaten 
Profiten zur Verfügung. Die 
offenen, kostenlosen Be-
achvolleyballplätze wurden 
geschliffen für Rock in Vi-
enna, Donauinselfest – und 
ausgerechnet eine Beach-
volleyball-WM. Die Stadt 
begründet dies mit fehlen-
der Betreuung. Absurde, 
aber typische Neos-Ant-

wort: Betreuung der Plät-
ze durch noch mehr Priva-
tisierung. Öffentliches Geld 
sitzt also sehr locker, wenn 
es darum geht, es an Un-
ternehmer zu verschen-
ken. Wenn es aber darum 
geht, es für die Öffentlich-
keit zu verwenden, taucht 
plötzlich „Sachzwang“ und 
Sparpolitik auf. Mit Kritik 
an Kommerzialisierung ist 
es nicht getan, denn tat-
sächlich handelt es sich um 
Privatisierung öffentlichen 
Raums. Die etablierten Par-
teien sind kein Bündnis-
partner im Kampf dagegen, 
da sie ausschließlich Unter-
nehmerinteressen vertre-
ten. Diesen Kampf müssen 
wir schon selbst organisie-
ren. Die Enteignung der be-
schenkten Unternehmer 
wäre nur ein Zurückgeben 
dessen, was uns gehört.

Helga Schröder
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Während in Wien in den 
letzten 5 Jahren die Mie-
ten um rund 20% ge-
stiegen sind und viel zu 
wenig leistbarer Wohn-
raum geschaffen wird, 
küsst Rot&Grün den 
Wohnspekulanten die 
Füße. Das Grundstück 
zwischen dem Hotel In-
tercontinental und dem 
Konzerthaus wurde vor 
Jahren schon weit unter 
dem Marktwert um 4,2 
Mil. € verkauft. Dieser 
Verkauf steht in Verbin-
dung mit fragwürdigen 
Deals des Wiener Stadt-
erweiterungsfonds – es 
wird im Umfeld des Par-
teiensumpfs seit Ende 
des letzten Jahres wegen 
Korruption ermittelt. 
Mittlerweile gehört das 
Heumarkt-Areal dem 
Immobilien-Hai Micha-
el Tojner, der nun um 210 

Mil. € (!) ein neues Ho-
tel bauen und den Eis-
laufverein erneuern will. 
Dabei soll ein Turm ent-
stehen, der die höchst-
zugelassene Höhe über-
schreitet – die UNESCO 
droht mit dem Entzug 
des Weltkulturerbes. 
Nachdem die Grünen ih-
re Jugendorganisation 
rausschmeißen, pfeifen 
sie noch auf die eigene 
Mitgliedschaft, die sich 
bei einer Urabstimmung 
(nur 1500 Mitglieder) 
knapp gegen das Projekt 
ausspricht. Die Wiener 
Grünen-Chefin Vassila-
kou versichert darauf-
hin, dass ihre Gemein-
deräte für dieses Projekt 
mit der SPÖ stimmen 
werden. Und Ende Mai 
war dies dann auch der 
Fall. Wenn wir echte lin-
ke Wohnungspolitik ha-
ben wollen, stehen uns 
SPÖ&Grüne im Weg. Die 
Stadt sollte Grund nicht 
für Millionen-Projekte 
irgendwelcher Privater 
verscherbeln, sondern 
die Bevölkerung ent-
scheiden lassen, was wir 
wie gebaut haben wol-
len. Für unsere Bedürf-
nisse (öffentliche Woh-
nungen, Schulen, Spitä-
ler,..) und nicht für ihre 
Profite!

Stefan Gredler

Rote 
Seitenblicke 

Streik für Grundrechte? Bleibt am Ball!
Nicht mehr vor Spielen 
sich in einer öffentlichen 
Toilette umziehen müs-
sen. Nicht mehr die Trai-
ningsanzüge mit den jün-
geren Spielerinnen tei-
len müssen. Entschädi-
gung für die Tage, die die 
Spielerinnen nicht arbei-
ten konnten, da ein Spiel 
anstand. Das sind 3 der 
insgesamt 7 Forderun-
gen des irischen Fußball-
Frau e n n at ion a lte a m s, 
für die sie kämpfen wol-
len. „Es ist nicht viel, was 
wir wollen“, sagt eine der 
Spielerinnen - und da-

mit haben sie vollkom-
men recht. Seit 6 Jahren 
wurde keine Entschädi-
gung mehr gezahlt. Oft 
musste Urlaub genom-
men werden, wenn Spie-
le anstanden. Am 4. Ap-
ril gingen sie damit an die 
Presse, unterstützt vom 
männlichen Team und 
der Öffentlichkeit. Doch 
die FAI (Football Associ-
ation of Ireland) meinte 
nur, dass dafür schlicht-
weg kein Geld da sei -und 
dass man sowieso im-
mer auf ihre Wünsche 
einginge. Die Spielerin-

nen drohten mit Streik 
und nahmen aus Protest 
nicht am Trainingscamp 
teil. 2 Tage später schrieb 
die FAI, dass eine Eini-
gung erreicht wurde, in 
dem alle Punkte der Pro-
testierenden behandelt 
wurden. Währenddes-
sen sagte der VFL Wolfs-
burg die Meisterinnenfei-
er seines Frauenteams ab 

- aus Rücksicht auf den 
Abstiegskampf der Män-
ner. Es wird also noch 
viel Widerstand im Frau-
enfußball nach Vorbild 
der Irinnen brauchen!

Wir bezahlen, sie kassieren. Kostenlos 
zugänglicher Raum ohne Konsumzwang
muss zurückgeholt werden.

Regierende verschenken unseren Raum



Wieder schockt ein An-
schlag ganz Europa. Auf 
einem Popkonzert in 
Manchester sterben über 
20 Menschen, viele da-
von Kinder. Nur ein paar 
Tage später sterben mehr 
als 20 Menschen bei ei-
nem Anschlag auf einen 
Bus in Ägypten. Wieder 
ein paar Tage später er-
schüttert ein Anschlag 
Kabul – mindestens 80 
Menschen sterben, mehr 
als 400 werden verletzt. 
Diese Anschläge rei-

hen sich in eine schein-
bar endlose Serie an At-
tentaten ein, bei denen in 
den letzten Jahren hun-
derte ArbeiterInnen und 
Jugendliche den rechts-
extremen, fundamenta-
listischen TerroristIn-
nen zum Opfer gefallen 
sind. Die Anteilnahme 
mit den Opfern eint die 
Menschen in ihrer Trau-
er. Sie sind via Fernsehen 
und anderen Medien mit 
der ganzen Welt verbun-
den. Sicherheit und Ter-

ror sind längst zu globa-
len Themen geworden.

Statistiken prognosti-
zieren nach wie vor ei-
ne geringe Wahrschein-
lichkeit, einem Terror-
anschlag in Europa zum 
Opfer zu fallen. Doch 
das beruhigt nicht. Viele 
Personen fühlen sich un-
sicher, wenn sie mit öf-
fentlichen Verkehrsmit-
teln unterwegs sind, sie 
Konzerte oder Theater-
aufführungen besuchen 
oder einfach nur in ei-

nem Restaurant essen. Zu 
dieser Atmosphäre tra-
gen auch Medien bei, die 
Dauerpanik schüren. Das 
bringt Aufmerksamkeit 
und Profite. Dabei wird 
bewusst rassistisch ge-
hetzt, etwa, wenn Terror 
als rein islamisches Phä-
nomen dargestellt wird – 
als hätte es Franz Fuchs, 
Anders Breivik oder den 
NSU nie gegeben. Auch 
über die Welle von An-
schlägen weißer Rechts-
extremisten in den USA 

auf schwarze Einrich-
tungen, Moscheen und 
A b t r e i b u n g s k l i n i k e n 
wird kaum bis gar nicht 
berichtet.

Wie reagiert die Politik 
auf das Gefühl der Un-
sicherheit in der Bevöl-
kerung? Sie verspricht 
mehr Polizei, mehr 
Überwachung und höhlt 
die Privatsphäre aus. Sie 
schränkt demokratische 
Rechte ein und geniert 
sich dabei nicht einmal 
zu sagen, das sei notwen-

dig, um unsere demokra-
tischen Werte zu schüt-
zen. Verhindert aber eine 
lückenlose Videoüber-
wachung Terroranschlä-
ge? Nein, meint der Kri-
minalsoziologe Rein-
hard Kreissl, ehemaliger 
Leiter des Instituts für 
Rechts- und Kriminal-
soziologie in Wien  und 
Gründer des Vienna Cen-
tre for Societal Security 
(Vicesse), gegenüber der 
Wiener Zeitung: "Ich ha-
be noch nie eine Kamera 

gesehen, die irgendetwas 
verhindert hat“.

Sie versprechen mehr 
Sicherheit, indem sie 
Millionen in Waffen in-
vestieren und die Polizei 
militarisieren. In Zeiten 
der Krise und des Sta-
bilitätspakts heißt das, 
dass bei anderen Budget-
posten gespart werden 
muss, etwa bei der Bil-
dung oder beim Sozia-
lem. In einem Artikel für 
Profil weist Kreissl auf 
die wahren Hintergrün-

de solcher Politik hin: 
„Politik mit der Angst 
ist eine wohlfeile Stra-
tegie in Zeiten, in denen 
sich Loyalität nicht mehr 
durch die Verteilung so-
zialstaatlicher Wohltaten 
sichern lässt. In Zeiten 
des Klassenkampfs von 
oben und breiter Kür-
zungen und Einsparun-
gen ist ein bedrohlicher 
äußerer Feind das proba-
te Mittel, die Bürger hin-
ter der eigenen Fahne zu 
versammeln.“

Ein Beispiel dafür ist der 
Streit der konservativen 
Regierung von Premier-
ministerin May mit dem 
Labou r-Spitzen kand i-
daten Corbyn. Nach dem 
Anschlag in Manches-
ter auf Konzertbesucher 
meinte er, der Imperia-
lismus sei mitschuld für 
den Terrorismus in der 
Welt. Dafür wurde er von 
den Konservativen und 
den Medien gescholten, 
denn sie wollten die na-
tionale Einheit im Krieg 
gegen den Terror be-
schwören.

Wer profitiert ei-
gentlich davon? Die 
„Sicherheit s“-I ndu st-
rie ist einer der weni-
gen krisensicheren Wirt-
schaftszweige. Groß-
konzerne wie Siemens, 
Samsung und Nokia ver-
dienen an Terror, Auf-
rüstung und Überwa-
chung prächtig. Aber 
gibt es Lösungen, bei de-
nen nicht nur Konzer-
ne profitieren? Was sind 
die Ursachen der Gewalt 
und wie kann wirkliche 
Sicherheit erreicht wer-
den?	

Helmut Swoboda

Das Gefühl der Unsicherheit wächst überall.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Das Zeitalter der Angst
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FFDie Linzer Stadtre-
gierung investiert 
jährlich 1.400.000€ 
in die „Stadtwache“. 
Diese Truppe von 
Hilfssheriffs spaziert 
dann an schönen Tagen 
von Zeit zu Zeit durch 
Parks. Gleichzeitig 
hat die rot-blaue 
Stadtregierung jedoch 
kein Problem damit, 
allein dieses Jahr fast 
160.000€ im Jugend-
budget einzusparen. 
Zwei Jugendzentren 
werden zusperren 
müssen. Doch die 
BetreuerInnen, von 
denen 13 eingespart 
werden, die Jugendli-
chen, deren Freizeit-
treffpunkt geschlossen 
wird und die Eltern, 
die einen sicheren 
Betreuungsplatz am 
Nachmittag für ihre 
Kinder verlieren, 
können beruhigt 
sein - hebt doch die 
Stadtwache weiterhin 
ihr „Sicherheitsgefühl“.
FFUnter Innenministerin 
Johanna Mikl-Leitner 
wurden 300 Millionen 
Euro in die Aufrüstung 
der Polizei mit 
neuen Waffen zur 
„Terrorbekämpfung“ 
investiert. Dafür ist 
also genügend Geld da. 
Doch es fehlt plötzlich, 
wenn es darum geht, 
die Arbeitslosigkeit 
zu bekämpfen, schon 
längst überfällige 
Investitionen im 
Bildungsbereich vorzu-
nehmen oder die längst 

völlig überlasteten 
PflegerInnen in Spitä-
lern und Altenheimen 
durch mehr Personal zu 
entlasten. Nur weil die 
Polizei neue Maschi-
nenpistolen erhält, 
werden wir nicht 
sicherer vor Terroran-
schlägen - vor allem 
nicht, wenn dafür 
keine Sicherheit auf 
einen Job, Bildung und 
eine gute Betreuung 
im Alter besteht.
FFDas ist aber noch nichts 
im Vergleich zur „Luft-
raumsicherung“. Die 
Kosten der Eurofighter 
betrugen bis 2015 über 
2 ½ Milliarden Euro.
FF Im internationalen 
Maßstab erreicht die 
Geldverschwendung 
durch „Sicherheits-
ausgaben“ geradezu 
absurde Ausmaße. Bei 
dem Raketenangriff 
auf eine syrische 
Luftwaffenbasis Anfang 
April verpulverte 
das US-Militär laut 
Schätzungen in einer 
Nacht 82 Millionen 
Euro – genug Geld um 
ein syrisches Flücht-
lingslager mit 120.000 
Einwohnern fast ein 
halbes Jahr lang mit 
Wasser und Nahrung 
zu versorgen. Noch 
dazu war der Angriff 
militärisch völlig 
wirkungslos, schon am 
Tag darauf hoben von 
der Luftwaffenbasis 
wieder Flugzeuge ab.

Quellen: Der Standard, Die Presse, Oberös-
terreichische Nachrichten, 9Finance, linz.at

Sicherheit, Kriminalität und 
Terror dominieren die ös-
terreichische Innenpolitik 
in den letzten Monaten. 
Strache und Kurz treten 
sowieso als Hardliner in 
dieser Frage auf, aber auch 
die SPÖ versucht, sich mit 
Verteid igu ngsm i n ister 
Doskozil als entschlosse-

ne Kraft für autoritäre Si-
cherheitspolitik zu posi-
tionieren. Laut einer ak-
tuellen Kurier-Umfrage 
ist „Sicherheit und Zu-
wanderung“ für 36% der 
Befragten in Österreich 
das wichtigste Wahlmo-
tiv (noch vor Soziales und 
Einkommen mit 29%).

Das bedeutet aber nicht, 
dass soziale Themen we-
niger wichtig gewor-
den sind. Viel mehr äu-
ßert sich in dem Wunsch 
nach Sicherheit, auch 
unter Eindruck der ver-
mehrten Terroranschlä-
ge, eine allgemeine sozi-
ale Unsicherheit. Auch im 
zehnten Jahr der Wirt-
schaftskrise ist kein Licht 
am Ende des Tunnels in 
Sicht. Im Gegenteil, gera-
de in Österreich beginnen 
sich die Folgen erst ab-
zuzeichnen: Sozialkahl-
schlag, Rekordarbeits-
losigkeit, Massenarmut. 
Unsere Lebensplanung 
und Alltag wird unsiche-
rer. Wer weiß schon, was 
in fünf oder zehn Jahren 
sein wird? Es ist auch der 
Wunsch nach Stabilität, 
der sich im Ruf nach Si-

cherheit ausdrückt – auch 
wenn etwa die Zahl der 
verurteilten Verbreche-
rInnen in Österreich seit 
den 1970er Jahren stetig 
abnimmt, von ca. 80.000 
pro Jahr auf heute 30.000. 
Gewalt, Terror und die 
Angst davor sind Folgen 
systemischer sozialer Un-

sicherheit, nicht umge-
kehrt.

Davon versuchen die 
etablierten Parteien be-
wusst abzulenken – und 
sich als VerteidigerIn-
nen von Recht und Ord-
nung darzustellen. Wenn 
sie „Sicherheit“ sagen, 
meinen sie nicht Schutz 
vor der täglichen Gewalt, 
die etwa Frauen in Haus-
halt und Familie erleiden 
oder die konstante Unsi-
cherheit und Diskrimi-
nierung, mit der Arbei-
terInnen und Jugendli-
che ohne österreichischen 
Pass leben müssen. Doch 
die steigende Anzahl an 
Anschlägen zeigt, dass 
auch ihre eingeschränk-
te „Sicherheitspolitik“ 
nicht funktioniert. Gera-
de deshalb dürfen Sozia-
listInnen das Thema nicht 
den bürgerlichen Partei-
en überlassen. Auf Kurz, 
Kern, Strache und Co. 
Können wir nicht ver-
trauen, wenn es darum 
geht, unsere Lebensstan-
dards, unser Sozialsystem 
und unsere Arbeitsbedin-
gungen zu schützen. Ge-
nauso wenig können wir 

auf sie vertrauen, uns ge-
gen Terror zu schützen 
und Sicherheit zu garan-
tieren.

 Alle „Lösungen“ der 
Herrschenden verschär-
fen die Probleme nur wei-
ter. Das beste Beispiel da-
für ist der „Krieg gegen 
Terror“, der seit den An-
schlägen vom 11. Septem-
ber 2001 geführt wird. Er 
hat bereits hunderttau-
senden Menschen im Na-
hen und Mittleren Osten 
ihr Leben gekostet. Trotz-
dem, oder vielmehr gera-
de deshalb, hat der Terror 
seit 2001 zugenommen. 
Die Bomben der westli-
chen Staaten, aber auch 
Russlands, Saudi-Arabi-
ens und der Türkei, trei-
ben die Menschen in die 
Arme terroristischer Or-
ganisationen – wenn die-
se von jenen Staaten nicht 
sogar als Bündnispartner 
in lokalen Kriegen hoch-
finanziert werden. Die 
Kriege im Irak und in Af-
ghanistan haben erst die 
Basis für den Aufstieg des 
IS geschaffen.

Internationale Konzerne 
profitieren aus Kriegen im 
Nahen und Mittleren Os-
ten. Der Irakkrieg wurde 
nicht aufgrund von „Mas-
senvernichtungswaffen“ 
geführt, sondern wegen 
des Zugangs zu Rohstoffen. 
Auch bei der Militärinter-
vention in Libyen 2011, 
heute ein „Failed State“ in 
dem fundamentalistische 
Gruppen rasant wach-
sen, ging es nicht um De-
mokratie. Noch bevor der 
Diktator Gaddafi gestützt 
wurde, besuchten bereits 
Vertreter westlicher Re-
gierungen und Konzerne 
die künftigen Machtha-
ber, um Öl-Verträge aus-

In welche Sicherheit wird 
investiert – in welche nicht?

Gewalt und Terror sind  Folgen 
eines Systems, das Sicherheit 
dem Profit unterordnet.

Sicherheit 
statt 
Kapitalismus
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Wenn Bilder von Bombenattentaten und anderen spek-
takulären Kriminalfällen die Schlagzeilen dominie-
ren, kann der Staat von seinem eigentlichen Charak-
ter als Instrument der herrschenden Klasse gegen die 
Interessen der ArbeiterInnen und Armen ablenken und 
sich als Hüter von Frieden und Sicherheit im Interesse 
der Allgemeinheit präsentieren. Oft steigt die Akzep-
tanz des bürgerlichen Staates, seiner Polizei und Justiz 
in Zeiten von Terror und (gefühlt) steigender Krimina-
lität. Aber der Staat ist nicht Wahrer der allgemeinen 
Interessen der Gesellschaft, sondern Instrument einer 
bestimmten Klasse, nämlich der Bourgeoisie. Solan-
ge er das bleibt, besteht die Hauptaufgabe seiner Poli-
zei und Justiz in der Verteidigung der bestehenden Ei-
gentumsverhältnisse, d.h. in erster Linie im Schutz der 
Reichen gegen die Armen. 

Friedrich Engels definiert den Klassenstaat folgen-
dermaßen:

„Das zweite ist die Einrichtung einer öffentlichen 
Gewalt, welche nicht mehr unmittelbar zusammen-
fällt mit der sich selbst als bewaffnete Macht orga-
nisierenden Bevölkerung. Diese besondre, öffentli-
che Gewalt ist nötig, weil eine selbsttätige bewaffnete 
Organisation der Bevölkerung unmöglich geworden 
ist seit der Spaltung in Klassen [...] Diese öffentliche 
Gewalt existiert in jedem Staat; sie besteht nicht bloß 
aus bewaffneten Menschen, sondern auch aus sach-
lichen Anhängseln, Gefängnissen und Zwangsanstal-
ten aller Art, von denen die Gentilgesellschaft nichts 
wusste.“  (Friedrich Engels: Der Ursprung der Familie, 
des Privateigentums und des Staats, 1884)

Diese „besondre öffentliche Gewalt“  des bürgerli-
chen Staates, deren Hauptinteresse in der Sicherung 
der bestehenden Eigentumsverhältnisse besteht, ist 
aber ganz ungeeignet, für die dauerhafte Sicherheit der 
einfachen Bevölkerung zu sorgen. Darauf kann die Ar-
beiterInnenbewegung nicht reagieren, indem sie im 
bürgerlich-kapitalistischen Rahmen eine eigene, bes-
sere Polizei aufbaut. Nicht, dass die Bevölkerung eines 
proletarischen Viertels sich bspw. nicht solidarisch ge-
gen rechtsradikale Übergriffe verteidigen sollte. Aber 
das reicht nicht. Wenn die Massen der ArbeiterInnen 
und Armen ihre Sicherheit erkämpfen wollen, dann ist 
dafür sowohl Vertrauen in den bürgerlichen Staat als 
auch die Idee des Aufbaus einer Gegenpolizei das fal-
sche Rezept. Eine starke ArbeiterInnenbewegung kann 
die Organe des bürgerlichen Staates unter demokrati-
sche Kontrolle zwingen – etwa durch Wähl- und Ab-
wählbarkeit in Polizei und Heer und Zwang zur Trans-
parenz. Das kann bedeutende Verbesserungen bringen, 
doch der Charakter dieser Organe als Instrumente des 
bürgerlichen Staates bleibt bestehen. Die ArbeiterIn-
nenklasse muss deswegen weiter gehen und Ursachen 
von Terror und Kriminalität beseitigen, d.h. ein Sys-
tem besiegen, das Imperialismus, Rassismus, Arbeits-
losigkeit und Armut notwendig erzeugt. In solchen re-
volutionären Phasen baut die ArbeiterInnenbewegung 
durchaus demokratisch organisierte Sicherheitsorgane 
als Gegenstrukturen zur bürgerlichen Polizei auf. Frei-
lich ist das nur möglich mit einer kämpferischen pro-
letarischen Massenbewegung im Rücken – mit rechten 
„Bürgerwehren“ , wie wir sie heute beobachten kön-
nen, hat eine ArbeiterInnenmiliz nichts zu tun.

Fabian Lehr

Sicherheit durch 
Selbstorganisation?

Marx aktuell

zuhandeln. Über Waffen-
verkäufe in Kriegsgebiete 
verdienen Konzerne Milli-
arden. Erst im Mai schloss 
US-Präsident Trump ei-
nen Vertrag mit Saudi-
Arabien über Rüstungslie-
ferungen im Wert von 110 
Milliarden. Saudi-Ara-
bien ist Sponsor zahlrei-
cher fundamentalistischer 
Gruppen. Auch österrei-
chische Konzerne sind 
mit dabei. Österreich ist 

der fünftgrößte Exporteur 
von Kleinwaffen, die im-
mer wieder in den Händen 
von TerroristInnen auf-
tauchen. Zwischen 2008 
und 2013 gingen Waffen 
um 18 Millionen Euro aus 
Österreich nach Saudi-
Arabien. Die OMV macht 
Geschäfte im kurdischen 
Teil der Türkei. Immer 
wieder sind in den letz-
ten Jahren Berichte auf-
getaucht, dass über Nord-
kurdistan vom IS geför-
dertes Öl an europäische 
Staaten verkauft wurde. 
Aber auch ohne Kriege 
hält die Wirtschaftspolitik 
internationaler Institutio-
nen wie des IWF neokolo-
niale Länder in Armut und 
Abhängigkeit. Nicht nur 
Afrika und Asien werden 
konstant durch imperia-
listische Profitjagd desta-
bilisiert. In den kapitalis-
tischen Zentren, Europa 
und Nordamerika, wer-
den durch das Kürzungs-
diktat in Folge der Krise 
die sozialen Bedingungen 

immer schlimmer – und 
der Nährboden für Gewalt 
und Terror wächst.

Die dutzenden Anti-Terror-
Gesetze, die in den letzten 
Jahren beschlossen wur-
den, haben Anschläge 
nicht verhindern können. 
Mehr Überwachung, Poli-
zei und Repression bringt 
keine Sicherheit. Einige 
Attentäter posieren sogar 
absichtlich vor Überwa-

chungskameras. Einer der 
Terroristen, die im Som-
mer 2016 einen Pfarrer in 
Nordfrankreich ermor-
deten, trug eine Fußfes-
sel. Der IS profitiert sogar 
von der repressiven Politik 
und dem Rassismus der 
europäischen Staaten. Die 
ständige Unterdrückung 
durch Staat und Polizei, 
unter der MigrantInnen 
und Muslime leiden, ist 
ein besserer Anwerber für 
FundamentalistInnen als 
jeder Online-Hasspredi-
ger. Das zeigt sich etwa am 
Brüsseler Stadtteil Molen-
beek, der in den internati-
onalen Medien als „Hoch-
burg des Terrorismus“ 
dargestellt wird. Tatsäch-
lich ist Molenbeek vor al-
lem Hochburg der sozialen 
Probleme: die Erwerbslo-
sigkeit liegt bei 30%, un-
ter jungen Menschen sogar 
bei 60%. Diese Armut und 
Perspektivlosigkeit ist die 
perfekte Basis für die Re-
krutierungsversuche der 
FundamentalistInnen. Die 

Lebensläufe vieler Atten-
täterInnen ähneln einan-
der: Menschen, die schon 
in der Jugend jede Chan-
ce auf ein menschenwür-
diges Leben verlieren, sich 
dann zwischen Arbeitslo-
sigkeit und Kleinkrimi-
nalität herumschlagen 
müssen und schlussend-
lich zur Gewalt greifen. 
Die Anti-Terror-Gesetze 
werden aber gegen Pro-
teste eingesetzt, die sich 
gegen die Zustände rich-
ten, die so etwas möglich 
machen. Das beste Bei-
spiel dafür ist Frankreich, 
wo durch den Ausnahme-
zustand zwar keine Ter-
roranschläge verhindert 
wurden, dafür aber De-
monstrationen von Ge-
werkschaften und Um-
weltaktivistInnen.

Es sind nicht Politike-
rInnen, BankerInnen und 
WaffenlobbyistInnen die 
im Bataclan, am Brüsse-
ler Flughafen oder in der 
Manchester Arena ster-
ben – und schon gar nicht 
in Bagdad, Kabul oder Da-
maskus. Es sind Arbeite-
rInnen und Arme, die in 
Europa an Terror sterben 
und unter der „Sicher-
heitspolitik“ der Regie-
rungen leiden. Sie sind es 
auch, die im Nahen und 
Mittleren Osten durch den 
„Krieg gegen den Terror“ 
ihr Leben verlieren oder 
fliehen müssen. Aber sie 
sind es auch, die der Spi-
rale aus Unsicherheit und 
Terrorismus ein Ende be-
reiten können. Der echte 
Kampf gegen Terrorismus 
ist der Kampf gegen sozi-
ale Ungleichheit, Kriege, 
Ausbeutung und Rassis-
mus – und für eine demo-
kratische und sozialisti-
sche Gesellschaft.

Terrorismus

Die „Sicherheitspolitik“ der 
Herrschenden bringt nur 
noch mehr Unsicherheit.
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Das Potential für einen ge-
meinsamen Kampf gegen 
Terror und Kapitalismus 
zeigt sich nach jedem An-
schlag aufs Neue. Die ers-
te, unmittelbare Reaktion 
der Menschen auf Terror-
anschläge in ihrer Umge-
bung ist immer dieselbe: 
Solidarität. TaxifahrerIn-
nen bringen Menschen in 

Sicherheit. Menschen ris-
kieren ihr eigenes Leben, 
um andere zu retten. An-
rainerInnen öffnen ih-
re Wohnungen für Men-
schen, die aus den Gefah-
renzonen fliehen. Über 
soziale Netzwerke wird 
Hilfe und Schutz orga-
nisiert. Diese Solidarität 
hat nichts mit dem ge-
heuchelten Mitgefühl zu 
tun, das die etablierten 
PolitikerInnen und Wirt-
schaftsbosse nach An-
schlägen in den Medien 
verbreiten – nur um im 
Namen nationaler Ein-
heit wieder Menschen ge-
geneinander aufzuhetzen 
und von ihrer Verantwor-
tung für die Verhältnisse, 
die solche Taten möglich 
machen, abzulenken. In 

Paris und in Brüssel gin-
gen nach den Anschlä-
gen Tausende auf die Stra-
ße um zu zeigen, dass sie 
sich nicht spalten lassen. 
Die Menschen trotzen den 
Bemühungen der Medi-
en, der Politik und der At-
tentäterInnen, die Gesell-
schaft zu entsolidarisie-
ren.

Dabei müssen sie gegen 
die Folgen des kapitalis-
tischen Kürzungsdiktats 
ankämpfen. Kaputtge-
sparte Gesundheitssyste-
me und zu wenig Personal 
im Spital sind extreme Si-
cherheitsrisikos im Ernst-
fall. Aktuell sind in Wien 
teilweise nur 2(!) Notärz-
tInnen für die ganze Stadt 
im Einsatz. Sogar bei ei-
ner Vollbesetzung wä-
ren es nur 8. Das muss die 
ArbeiterInnenbewegung 
aufgreifen. Hier können 
Verbesserungen erkämpft 
werden, die mehr Si-
cherheit bringen. Zurecht 
streikte 2016 die britische 
EisenbahnerInnengewer-
kschaft RMT gegen die 
Stellenstreichungen beim 
Unterstützungspersonal 

in Zügen und Stationen. 
Sie argumentierte richtig, 
dass mehr Personal mehr 
Sicherheit garantieren 
kann. Mehr Investitionen 
in öffentliche Verkehrs-
mittel würden nicht nur 
dazu führen, dass diese 
weniger anfällig für Ter-
roranschläge sind, son-
dern es auch am Abend si-

cherer und angenehmer 
machen nach Hause zu 
kommen.

Gewerkschaftliche Prä-
senz an sozialen Brenn-
punkten kann diese nicht 
nur sicherer machen. Sie 
kann auch nützlich sein, 
um Forderungen nach In-
vestitionen in soziale Si-
cherheit und Jobs unter 
PassantInnen zu verbrei-
ten und sie für kämpferi-
sche Kampagnen zu ge-
winnen. An Orten, die 
zu solchen Brennpunk-
ten werden, braucht es 
SozialarbeiterInnen und 
Streetworker, statt Robo-
cops und Stadtwachen. 
Es braucht genug Räume, 
Personal und Ressourcen 
für soziale und medizini-
sche Betreuung statt neue 

Gefängnisse. Es braucht 
Jugendzentren und gra-
tis Freizeitangebote für 
Jugendliche statt Video-
überwachung und Re-
pression. Schon wenn nur 
solche Maßnahmen er-
folgreich erkämpft wer-
den, steigert das nicht nur 
die Sicherheit vor Ort – sie 
können den Unterschied 
machen, ob Menschen, 
die vor dem Abgrund ste-
hen, eine Perspektive be-
kommen oder zu Gewalt-
täterInnen und Terroris-
tInnen werden.

Doch wir können nicht 
nur dabei stehen bleiben, 
die zerstörerischen Aus-
wüchse des Systems ein-
zudämmen. Wenn Armut, 
Arbeitslosigkeit, Perspek-
tivlosigkeit und Diskri-
minierung den Boden für 
Gewalt und Terror berei-
ten, muss dieser Boden 
ausgetrocknet werden: 
durch ein ausfinanziertes 
Bildungssystem, das al-
len Jugendlichen Zugang 
zu Bildung und Perspek-
tiven verschafft. Durch 
einen Mindestlohn von 
1700 Euro und eine Ar-
beitszeitverkürzung auf 
30 Stunden pro Woche bei 
vollem Lohn und Perso-
nalausgleich, um siche-
re und gut bezahlte Jobs 
zu schaffen. Durch massi-
ve und hochwertige sozi-

ale Wohnbauprogramme 
und die Enteignung von 
ImmobilienspekulantIn-
nen, um Wohnraum zu 
schaffen. Die Politik wird 
jammern, dass dafür kein 
Geld da sei – während sie 
hunderte Millionen in die 
Aufrüstung von Heer und 
Polizei steckt und Milliar-
den an Banken und Kon-
zerne verschenkt. Diese 
sind es auch, die von Ter-
ror und Wettrüsten profi-
tieren. Sie sollen für die-
se Maßnahmen zur Kasse 
gebeten werden.

Schließlich braucht es 
einen Kampf gegen die 
imperialistische Politik, 
die die Hauptschuld an 
der weltweiten Ausbeu-
tung und Destabilisie-
rung, an Kriegen und Ter-
ror trägt. Die SLP ist Teil 
des Committee for a Wor-
kers International, das in 
über 45 Ländern auf allen 
Kontinenten gegen den 
kapitalistischen Wahn-
sinn kämpft – von Tune-
sien bis in die USA, von 
Frankreich bis in die Tür-
kei. „Unser Kampf für ei-
ne andere Gesellschaft ist 
auch ein Kampf für eine 
sichere Zukunft für al-
le“, schrieb unsere belgi-
sche Schwesterorganisa-
tion nach dem Attentat in 
Brüssel. Sei auch du Teil 
dieses Kampfes!

Sebastian Kugler

 Terrorismus

Wie SozialistInnen für Sicherheit und 
gegen Terrorismus kämpfen

Sozialistische Sicherheitspolitik greift 
die Wurzel des Problems an – und ist 
auch im konkreten Fall effektiver.
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Bei den Wahlen für die Ös-
terreichische Hochschü-
lerInnenschaft (ÖH) war 
die Wahlbeteiligung auf 

einem Rekordtief: 24%. 
Ergebnisse dieser Wahl 
sagen also eher wenig 
über die politische Stim-
mung unter Studieren-
den aus. Was sie aber zei-
gen ist der tiefe Graben 
zwischen Studierenden 
und der ÖH. Verständ-
lich, denn ausser lee-
ren Phrasen kam von der 
ÖH in den letzten Jahren 
nichts gegen die kons-
tanten Verschlechterun-

gen an den Unis. Tat-
sächlich hat die ÖH we-
nig zu melden: Zwar sitzt 
sie in vielen Gremien, 

kann aber leicht von Re-
gierung und Rektoraten 
übergangen werden, was 
diese auch stets tun. Aber 
politische Vertretung der 
Studierenden heißt mehr 
als Gremienarbeit. Ei-
ne linke ÖH (und an vie-
len Unis und der Bundes-
vertretung haben Linke 
die Mehrheit) könnte viel 
mehr machen: Wenn der 
Unizugang beschränkt 
werden soll, anstatt mehr 

Geld für Bildung zur Ver-
fügung zu stellen, gehört 
protestiert: mit Kundge-
bungen, Demos & Beset-
zungen. So was zu orga-
nisieren ist nicht leicht, 
aber die großen Geldmit-
tel der ÖH und ihr Zu-
gang zu Email-Vertei-
lern aller Studis würden 
es deutlich leichter ma-
chen. Ohne diesen An-
spruch bleibt die ÖH nur 
eine Studi-Lobby, keine 
Organisatorin des über-
fälligen Widerstands ge-
gen Studiengebühren, 
Zugangsbeschränkungen 
und Ressourcen-Samm-
lung. Klar ist: es braucht 
diesen Widerstand – und 
wir können nicht auf die 
neugewählten ÖH-Gre-
mien warten, um damit 
anzufangen.

Nur eine Studierenden-Lobby?

Außer leeren Phrasen 
kam in den letzten 
Jahren nichts von der ÖH.

Am 6. und 7. Juli findet in 
Hamburg der G20 Gip-
fel statt, das Treffen der 
Regierungschefs der 20 
größten Industrie- und 
Schwellenländer. Un-
ter ihnen sind zum Bei-
spiel Donald Trump, Putin 
oder der türkische Präsi-
dent Erdogan. Die Regie-
rungschefs dieser kapita-
listischen Länder treffen 
sich, um zu besprechen, 
wie Terrorismus bekämpft 
werden kann und wie man 
neue Märkte erschließen 
kann.  Gemeint ist damit 
aber, wie sie die kapitalis-
tische Ausbeutung, unter 
der der Großteil der Welt-
bevölkerung leidet, noch 
effizienter vorantreiben 
können.  Sie werden wei-
tere Angriffe auf uns alle 
planen, um ihre neolibe-
rale Sparpolitik durchset-
zen zu können. Weltweit 
führen sie Kriege, um ih-
re wirtschaftlichen Inter-
essen durchsetzen zu kön-
nen, setzen Sparmaßnah-
men auf dem Rücken der 
Mehrheit der Bevölkerung 
um und wälzen die Folgen 
des Klimawandels auf uns 
ab.

Dagegen muss Wider-
stand geleistet werden. 
Hamburg stehen wahr-
scheinlich einer der größ-
ten Proteste seiner Ge-
schichte bevor. An die 
100.000 DemonstrantIn-
nen aus ganz Europa wer-
den erwartet. Vom 6. bis 
zum 8. Juli sind mehrere 

Protestaktionen geplant, 
darunter am 6. Juli ei-
ne antikapitalistische De-
monstration, am Tag dar-
auf finden Blockadeakti-
onen rund um den Ham-
burger Hafen statt und am 
8. Juli die internationalis-
tische Großdemonstrati-
on.  

Die Mächtigsten dieser 
Welt müssen unsere Wut 
spüren und das auch von 
denen, die nicht an den 
Protesten teilnehmen 
können. Von den Men-
schen in  Syrien, die seit 
Jahren unter dem Schre-
cken eines BürgerInnen-
kriegs leiden, von den 
Fa b r i k s a r b e it e rI n n e n 
in Asien, die unter un-
menschlichen Bedingun-
gen für einen Hungerlohn 
schuften und allen an-
deren, die unter dem ka-
pitalistischen Wahnsinn 
leiden!

Die SAV, die deutsche 
Schwesterorganisation 
der SLP, wird sich an den 
diversen Protestaktio-
nen mit einem lauten und 
kämpferischen Block be-
teiligen. Auch aus Öster-
reich werden AktivistIn-
nen zu den Protesten an-
reisen. Wenn du Interesse 
hast, Teil des internatio-
nalen Widerstands gegen 
G20 und kapitalistische 
Ausbeutung zu werden, 
melde dich bei uns unter 
slp@slp.at.

              	  Nicolas Prettner

Kurz: Alte Politik 
hinter jungem Gesicht
Bei der „Liste Kurz – die 
Neue Volkspartei“ ist der 
Name Programm. Über 
Kurz versucht die ÖVP 
sich als jung und modern 
darzustellen. Aber da-
hinter steht dieselbe alte 
ÖVP, die Lehrlingsrechte 
abbauen und bei Bildung 
sparen will. Auch Kurz 
selbst macht keine Poli-
tik für Jugendliche, durch 
seine Tätigkeit als Außen-
minister und Regierungs-
mitglied ist er verant-
wortlich für den Tod und 
das Leiden von jugend-

lichen Flüchtlingen auf 
der Balkanroute, in Af-
ghanistan und im Mittel-
meer. Aber auch „öster-
reichische“ Jugendliche 
haben von Kurz nichts zu 
erwarten. Er steht für Ver-
schlechterungen für Ar-
beitslose und im Moment 
haben immerhin 10% der 
Jugendlichen keine Arbeit. 
Ganz egal, wie sich Kurz 
verkauft - er steht für eine 
Politik, die Jugendlichen 
die Zukunft kostet. 

Ein wütender 
Berufsschüler

Sie sind nur G20, 
wir sind Milliarden!

 Efghani Dönmez verlässt die Grünen. Nicht, weil sie seit 
Jahren in Regierungen Sozialabbau betreiben – sondern 
weil er lieber mit rechtsextreme Identitäre salonfähig 
macht. Die ÖVP umwirbt ihn bereits, und so geht Dön-
mez, in den Worten Marc-Uwe Klings, den Weg aller Ba-
nanen: Gestern grün, morgen schwarz.

Banane des Monats



12 Nr. 259 | 06.2017Internationales

Frankreich: Widerstand gegen 
Macrons neoliberale Agenda!
Die Präsidentschaftswah-
len in Frankreich de-
monstrierten eine his-
torische Zurückweisung 
„traditioneller“ Parteien. 
In der ersten Runde wur-
den sowohl die „sozia-
listische“ Partei von Prä-
sident Hollande als auch 
der korrupte rechte Kan-

didat Fillon von Sarkozys 
Les Republicains ausge-
löscht. Die Stärke der Wut 
in der Gesellschaft drück-
te sich in sieben Millionen 
Stimmen für Mélenchon 
und sein Programm eines 
Bruchs mit der Sparpoli-
tik aus. Doch diese Stim-
men waren nicht ausrei-
chend um zu verhindern, 
dass Marine Le Pen und 
ihr modernisierter Front 
National (FN) in die zwei-
te Runde einziehen konn-
ten. Sie konnte deshalb in 
der zweiten Runde gegen 
den klaren Kandidaten der 
herrschenden Klasse, Em-
manuel Macron, antreten.

Viele mögen aufgeat-
met haben, dass am 7. Mai 
nicht Marine Le Pen Prä-
sidentIn wurde, sondern 
Macron. Macron war in 
Hollandes Regierung für 
neoliberale Politik ver-

antwortlich. Le Pen hoff-
te auf der Welle der Unzu-
friedenheit reiten zu kön-
nen. Aber die Kampagne 
von Mélenchon und der 
FI („Unbeugasmes Frank-
reich“) hat viel von ih-
rer Unterstützung unter-
graben. Jetzt will sie eine 
neue Partei gründen. Das 

hat bereits Widerstand 
im FN selbst erzeugt. Die 
Herausforderung besteht 
für den FN darin, von der 
Wut, die sich aufgestaut 
hat, zu profitieren, aber es 
ihren FührerInnen gleich-
zeitig auch zu ermögli-
chen, Karriere zu machen. 
Die Spannungen werden 
sich vervielfachen - be-
sonders, ArbeiterInnen 
und Jugendliche, Forde-
rungen aufstellen, die je-
nen des Front National wi-
dersprechen.

Die Stimmen für Melen-
chon spiegeln das Potenti-
al für sozialistische Ideen 
wider - Präsident Macron 
wird Massenopposition 
auf der Straße gegenüber-
stehen. Nicht ausgefüllte 
oder ungültige Wahlzettel 
machten 12% aller Stim-
men der zweiten Run-
de aus – ein historischer 

Rekord. Es hat die Medi-
en zur Veröffentlichung 
der Zahl der Weißwähle-
rInnen gezwungen. Die-
se werden normalerwei-
se nicht veröffentlicht. 16 
von 47 Millionen regist-
rierter WählerInnen ha-
ben nicht zwischen Le Pen 
und Macron „gewählt“. 

Die kommenden Mona-
te und Jahre werden sehr 
instabil sein. Macron hat 
eine Mission: Die Maß-
nahmen gegen öffentli-
che Dienstleistungen, die 
von Sarkozy und Hollan-
de gesetzt wurden, fort-
setzen, Kündigungen um-
setzen und den Arbeits-
markt flexibilisieren. Er 
will 120.000 Arbeitsplät-
ze im öffentlichen Dienst 
streichen. Und er wird die 
antidemokratischen Me-
chanismen der 5. Repu-
blik nutzen, um Gesetze, 
die für die KapitalistIn-
nen lebenswichtig sind, 
durchzusetzen – genau-
so wie Valls es in Hollan-
des Regierung getan hat. 
Er will mit Dekreten re-
gieren, was bedeutet, das 
Parlament zu umgehen. 
Das erste ist bereits für Ju-
ni oder Juli geplant – es 

soll Verschlechterungen 
im Arbeitsgesetz bringen. 
Danach sollen weitere zu 
Arbeitslosengeld, sozialer 
Sicherheit, usw. kommen. 
Die Ablehnung solcher 
Maßnahmen ist massiv. 
Aber diese Wut und Ab-
lehnung muss einen sozi-
alen und politischen Aus-
druck finden, der die In-
teressen von ArbeiterIn-
nen, Jugendlichen und der 
Mehrheit der Bevölkerung 
nach vorne stellt. Denn es 
besteht die Gefahr, dass 
der Front National versu-
chen wird, mit Rassismus 
die Wut aufzugreifen und 
abzulenken.

Es ist jetzt Zeit, auf die 
Straßen zu gehen, um klar 
zu machen, dass wir die-
se durch und durch unso-
ziale Politik ablehnen. Die 
Führungen der Gewerk-
schaften können nicht 
weiter schweigen, nach-
dem der Widerstand ge-
gen das El-Khomri-Ge-
setz vor einem Jahr Mil-
lionen auf die Straße ge-
bracht hat. Am 11. und 18. 
Juni 2017 finden die Wah-
len zur Nationalversamm-
lung statt. Es ist nötig, 
dass ArbeiterInnen, Ju-
gendliche und Arme einen 
unabhängigen politischen 
Ausdruck finden, um die 
pro-kapitalistischen Par-
teien zu konfrontieren. 
Für Mélenchons Kam-

pagne sind KandidatIn-
nen notwendig, die gegen 
Kündigungen kämpfen - 
wie die KollegInnen bei 
Whirlpool oder Tati, die 
gegen den Abbau von öf-
fentlichen Dienstleistun-
gen, gegen die Zerstörung 
der Umwelt und für Lohn- 
und Pensionserhöhungen, 
A rbeitszeitverkürzung 
und mehr Jobs kämpfen. 
Was in den letzten Wo-
chen der Kampagne ge-
fehlt hat, war eine besser 
strukturierte FI-Organi-
sation, die fähig gewesen 
wäre, sich als eine radikale 
und kämpferische Bewe-
gung zu verankern. Eine 
neue Kraft kann mit Mas-
senmobilisierungen und 
der Diskussion eines An-
ti-Kürzungs-Programms, 
mit Demonstrationen und 
Streiks gegen Macrons 
Agenda aufgebaut wer-
den. Mit Mélenchons Er-
gebnis und der FI-Kam-
pagne wurde ein großer 
Schritt in diese Richtung 
gemacht und die Kapita-
listInnen stehen jetzt ei-
ner echten Opposition ge-
genüber. Sie muss wach-
sen und sich aufbauen. 
Auf diese Art und Weise 
wird Gauche Revolution-
naire in der nächsten Pe-
riode weiterkämpfen!	

Leila Messaoudi, 
Gauche Révolutionaire 

(CWI Frankreich)

Das Potential für erfolgreiche 
Massenbewegungen ist groß.
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Monate nach seinem Amts-
antritt reißen die Nach-
richten über den nächsten 
Skandal des US-Präsiden-
ten nicht ab. Ob er nun in-
ternationale Etikette bricht, 

hochrangige Beamte feu-
ert, unhöflich zu anderen 
Staatsoberhäuptern ist oder 
von seinem Stab Handy-
Verbot bekommt: Trump ist 
immer Schlagzeilen wert. 
Die meisten bekam er wohl 
wegen der Entlassung des 
CIA-Direktors, der Trumps 
Russland-Kontakte unter-
suchte. Das kann ein Ver-
such gewesen sein, seine 

illegalen Geschäfte zu ver-
schleiern, oder einfach ein 
paranoider Akt eines „Star-
ken Mannes“. Wie auch Er-
dogan sieht Trump die „Lü-
genpresse“ und alle, die sich 

kritisch äußern, als seine 
Feinde.

Die Wall Street setzt wei-
ter darauf, dass er ihre In-
teressen gegen die Arbeite-
rInnenklasse durchsetzt – 
wie bei der Gesundheitsre-
form. Andere, vor allem die 
Demokraten, sorgen sich 
um die Stabilität der Welt-
macht USA. Sie wollen je-
manden berechenbareren 

an der Spitze und setzen 
auf die durchaus möglich 
erscheinende Amtsenthe-
bung Trumps als ultima-
tives Mittel. Doch Trumps 
Vizepräsident Pence wä-
re wohl kaum eine besse-
re Wahl für ArbeiterInnen, 
Arme, Frauen, MigrantIn-
nen, und People of Color. 
Auch ist Vertrauen in den 
kapitalistischen Staatsap-
parat, in dem ein Trump 
erst Macht erlangen konnte, 
nicht angebracht.

Um Trump wirklich zu 
stürzen, braucht es ei-
ne gemeinsame Massen-
bewegung von ArbeiterIn-
nen und allen, die vom Ka-
pitalismus benachteiligt 
sind - und den Aufbau ei-
ner echten Alternative zum 
Zweiparteiensystem, eine 
sozialistische Arbeite-
rInnenpartei.

	 Jens Knoll

Chaostage in den USA

Flammen für MigrantInnen

Trumps autoritäre 
Alleingänge spalten die 
herrschende Klasse der USA.

Nach Veröffentlichung der 
Wahlprogramme von La-
bour und Tories hat Je-
remy Corbyn mit Labour 
eine spannende Aufhol-
jagd in den Umfragen 
hingelegt. Mit ein Grund 
für die Aufholjagd wa-
ren Mays Pläne, Sozial-
leistungen für Ältere zu 
kürzen, sowie das kos-
tenlose Schulessen abzu-
schaffen. Corbyns Wahl-
manifest enthält dagegen 
fortschrittliche Punkte 
wie Verstaatlichung so-
wie eine stärkere Besteu-
erung der Reichen. Es 
ist ein klarer Bruch mit 
dem von Blair geprägten 
rechten Kurs der letzten 
20 Jahre. Es beginnt mit 
dem Satz „Es muss nicht 
so sein wie es ist.“ Er hat 
vor allem die Unterstüt-
zung und den Enthusias-
mus der Jugend gewon-
nen. 

Ob in der Regierung oder 
in der Opposition: Die 
Socialist Party (CWI in 
England und Wales) setzt 
sich dafür ein, jetzt ei-
ne Bewegung aufzubau-
en, die für die Forde-
rungen Corbyns kämpft 
– und über sie hinaus-
geht. Denn das Mani-
fest ist in vielen Punk-
ten nicht konsequent ge-
nug. In Fragen der Ver-
staatlichung bleibt es 
etwa weit hinter dem Le-
vel der 1970er Jahre zu-
rück. In Zeiten der Kri-
se sind halbherzige linke 

Regierungen jedoch zum 
Scheitern verurteilt, wie 
man in Griechenland se-
hen kann. Das Manifest 
will den Brexit im Sin-
ne der ArbeiterInnen-
klasse abwickeln, ver-
bunden mit einem Anti-
Kürzungsprogramm. Um 
so einen effektiven Bruch 
mit dem Kürzungsdiktat 
durchzuziehen, braucht 
es Verstaatlichung der 
Schlüsselindustrie und 
der Banken unter demo-
kratischer Kontrolle der 
Beschäftigten. Das be-
deutet einen Bruch mit 
der kapitalistischen Pro-
fitwirtschaft – die einzi-
ge Möglichkeit, aus dem 
Strudel aus Kürzungen 
und Armut zu entkom-
men. Eine weitere Tory-
Regierung wird die Krise 
noch mehr verschärfen. 
Deswegen muss die Be-
wegung um Jeremy Cor-
byn auch aus der Opposi-
tion für so ein Programm 
kämpfen.

Unabhängig vom Ergeb-
nis der Wahl am 8. Juni: 
die Bewegung um Cor-
byn hat das Potential, 
nicht nur in Britanni-
en das Ruder zu wenden. 
Wenn sie erfolgreich ist, 
kann das eine Massenbe-
wegung in den Periphe-
rieländern auslösen, die 
die Ausgangsbasis für ei-
ne sozialistische Födera-
tion dieser Staaten bilden 
könnten.	

Laura Rafetseder

UK: Begeisterung 
für linke Politik

Am 30. April bekam Hong 
Kong hohen Besuch in 
Person des indonesischen 
Präsidenten Joko Wi-
dodo. Dieser schüttelte 
zwei Tage lang die Hän-
de der Reichen, Mächti-
gen und Schönen. Als Pu-
blicity – Aktion kann man 
seinen Besuch bei 5 000 
migrantischen Arbeitern 
aus Indonesien sehen. Ei-
ne wahre Diskussion fand 
hier nicht statt. Der Be-
such war begleitet von be-
waffneter Polizei. Protes-
te wurden verboten. Es 

gab sie trotzdem. Die mi-
grantische Organisation 
KOBUMI, sowie „Socia-
list Action“ (CWI in Hong 
Kong) waren wesentlich 
beteiligt. Forderungen 
dieser Proteste waren: Fi-
xe Anstellungen für mi-
grantische ArbeiterIn-
nen und Jobs mit ange-
messener Bezahlung, um 
die Armut zu bekämpfen. 
Schlussendlich wurde ein 
Feuer entfacht, als Sym-
bol der Wut von indonesi-
schen ArbeiterInnen.

http://chinaworker.info

Prozess oder Farce? 
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Große Aufregung existiert 
momentan in Irland. Ein 
Prozess findet statt, der 
mehr an einen schlech-
ten Scherz erinnert. Ei-
nigen Mitgliedern der 
Socialist Party (CWI in 
Irland) wird „Freiheits-
beraubung“ vorgewor-
fen. Tatsächlich haben 
einige Menschen in ei-
nem symbolischen Pro-
testakt gegen die bruta-
le Austeritätspolitik das 
Auto der Vizepremier-
ministerin Joan Burton 
(Labour) blockiert. Diese 

bezeichnet die Demons-
trantInnen als „Wilde“ 
und behauptet, sie hätte 
um ihr Leben gefürchtet. 
Der Staat versucht indes, 
etwa durch die Auswahl 
der Geschworenen, si-
cherzustellen, dass die 
AktivistInnen schuldig 
gesprochen werden. Die 
Gesamtsituation entlarvt 
Labour somit als die Par-
tei der Eliten und den 
Staat als das Instrument 
der Herrschenden.	
		
	           http://socialistparty.ie

Nigeria
Dagga Tolar, Aktivist des 

„Democratic Socialist Mo-
vement“ (DSM – CWI in 
Nigeria), wurde als Vorsit-
zender der LehrerInnenge-
werkschaft (Nigeria Union 
of Teachers - NUT) im Sü-
den von Lagos wiederge-
wählt. Der rechte Flügel der 
Gewerkschaft führte einen 
schmutzigen Wahlkampf, 
der unter anderem Dro-
hungen beinhaltete. Tolar 
wird nun weiter gegen Bü-
rokratie und für freie Bil-
dung kämpfen.

www.socialistnigeria.org
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ArbeiterInnenbewegung und 
sexuelle Selbstbestimmung 

Am 17. Juni findet in Wien 
die Regenbogenparade 
statt. Gut so! Die Errun-
genschaften des Kampfes 
um LGBTQ-Rechte (Lesbi-
an, Gay, Bixesual, Trans-
gender, Queer) gehören 
gefeiert. Vor allem, weil 
der Kampf noch lange 
nicht vorbei ist: Zwar gibt 
es Erfolge zu feiern wie in 
den USA und Irland, aber 
auch verstärkte und mas-
sive Angriffe auf Rech-
te und Leben von LGBTQ-
Personen wie in Tschet-
schenien. 

Kapitalismus und 
LGBTQ-Rechte stehen 
grundsätzlich im Konflikt. 
Die klassische Hetero-
Kernfamilie (Vater-Mut-
ter-Kind) mit dem Mann 
als Haupt ist eine wirt-
schaftliche Einheit im Ka-
pitalismus. Hier spiegelt 
sich auch die kapitalisti-
sche Unterdrückung wi-
der. Der Mann bestimmt – 
beim Vater lernt man, dass 
man dem Chef gehorchen 
soll. Währenddessen ver-
richtet die Frau reproduk-
tive Arbeit (z.B. Putzen, 
Kochen, Kinderbetreu-
ung). Sie sorgt im Privaten 
und unbezahlt dafür, dass 
der Mann am nächsten 
Morgen für den Kapita-
listen arbeiten kann, und 
dass das Kind, die nächs-
te Generation von Arbei-
terInnen, herangezogen 
wird. MarxistInnen wie 
Friedrich Engels, Wilhelm 

Reich oder Alexandra Kol-
lontai haben sich einge-
hend mit diesen Themen 
befasst. LGBTQ-Lebens-
arten stellen die Kernfa-
milie und ihre Grundan-
nahmen (Herrschaft vom 
Mann, Reproduktionsar-
beit im Privaten, Privatei-
gentum etc) in Frage. So-
zialistInnen tun das auch!

Homophobie gibt es 
in allen gesellschaftli-
chen Klassen und Schich-
ten. Wer die Ideologie der 
Kernfamilie als „Keimzel-
le der Gesellschaft“ (und 
nicht vielmehr als Ergeb-
nis einer Klassengesell-
schaft) sieht und vertei-
digt, der wird sie gegen 
andere Formen des Zu-
sammenlebens „vertei-
digen“. Für die Arbeite-
rInnenklasse war und ist 
dieses bürgerliche Fami-
lienideal jedoch größten-
teils nicht voll umsetzbar 
– es waren immer Men-
schen aus der ArbeiterIn-
nenklasse, die als sexu-
elle „Abweichler“ Stoff 
konservativer Schauerge-
schichten waren. Im Ge-
gensatz zum Bürgertum 
hat die ArbeiterInnen-
klasse ein Interesse dar-
an, Freiheit für alle For-
men des Zusammenlebens 
zu erkämpfen. 

Homophobie wird auch 
gezielt als Spaltungsme-
chanismus verwendet. 
So schreiten zum Beispiel 
in Russland die Angrif-

fe von oben gegen alle, 
die der He-t e r o n o r m 
nicht entsprechen, voran. 
LGBTQ-Personen werden 
oft am Arbeitsplatz ge-
mobbt, auf der Straße ge-
jagt und vom Gesetz wei-
ter unterdrückt. So soll 
von den Folgen der Wirt-
schafts- und Regierungs-
krise in Russland abge-
lenkt werden: Die Einheit 
des Volkes und der Familie 
wird beschworen. Schuld 
an sozialen Missständen 
sei nicht das herrschende 
System, sondern diejeni-
gen, die es in Frage stellen. 
Auch in Österreich gibt es 
z.B. die FPÖ, die gegen die 
vermeintliche „Homolob-
by“ hetzt, die ÖVP, die für 
die Vater-Mutter-Kind-
Familie plädiert, und re-
gelmäßige Übergriffe von 
Rechten auf LGBTQ-Per-
sonen. Gleichzeitig wird 
für die nationale Einheit 
plädiert, um den „Wirt-
schaftsstandort“ profita-
bel für die Reichen zu hal-
ten. 

Der Kampf gegen sexuel-
le Unterdrückung und 
der Kampf gegen kapita-
listische Ausbeutung sind 
untrennbar miteinander 
verbunden. Ein Beispiel 
dafür ist die Russische Re-
volution. Im zaristischen 
Russland war Homosexu-
alität illegal. Doch der Sieg 
der Revolution und die 
Umwälzung der alten Ge-

sellschaftsnormen brach-
ten unterdrückten Grup-
pen Rechte und Möglich-
keiten, die es bis heute in 
modernen Staaten nicht 
gibt. Von 1917 bis 1926 wa-
ren alle, unabhängig von 
Sexualität oder Gender, 
gesetzlich gleichgestellt. 
Geschlechtsangleichen-
de Operationen wurden 
staatlich finanziert. 1926 
war es möglich, ohne ir-
gendwelche Vorausset-
zungen in offiziellen Do-
kumenten sein angegebe-
nes Geschlecht zu ändern. 
Georgiy Tschitscherin, 
1918-1930 Kommissar für 
Außenangelegenheiten, 
war offen homosexuell. 

Die Praxis zeigt, dass der 
Kampf um LGBTQ-Rechte 
ein Kampf der ArbeiterIn-
nenklasse ist. Beispiel Ir-
land: im Mai 2015 fand in 
Irland das Referendum zur 
Legalisierung von gleich-
geschlechtlichen Ehen 
statt. Mit 62,1% und ei-
ner Wahlbeteiligung von 
60,5% wurde für JA ge-
stimmt – trotz der Kam-
pagne von Kirche, Medi-
en und Regierung dage-
gen. Die höchsten Ergeb-
nisse für „Ja“ gab es in 
den ärmsten ArbeiterIn-
nenbezirken (Dublin Coo-
lock 88%, Jobstown 87%)! 
Das ist darauf zurückzu-
führen, dass zeitgleich 
die Regierung eine Was-
sersteuer durchpeitschen 
wollte. Dagegen organi-

sierte u.a. unsere Schwes-
terorganisation (Socia-
list Party) breiten Wider-
stand. Heterosexuelle, 
die durch die Bewegung 
gegen die Wassersteu-
er politisiert und mobi-
lisiert wurden, erklärten 
sich solidarisch mit dem 
Kampf der LGBTQ-Per-
sonen für mehr Gleichbe-
rechtigung – auch, weil sie 
alle gemeinsam gegen die 
Wassersteuer kämpften. 
Sobald die ArbeiterIn-
nenklasse anfängt, an ei-
nem Balken des kapitalis-
tischen Unterdrückungs-
gerüsts zu rütteln, geraten 
auch die anderen schnell 
ins Schwanken!

Durch vereinten Klas-
senkampf kann Druck auf 
die Herrschenden aufge-
baut werden, um Rech-
te (z.B. Adoptionsrecht) 
zu erzwingen. Doch diese 
Errungenschaften geraten 
unter Beschuss, sobald die 
wirtschaftliche Lage Kon-
formität verlangt. Um mit 
den Ursachen der Unter-
drückung aufzuräumen, 
muss mit dem kapitalisti-
schen System gebrochen 
werden. An seiner Stelle 
braucht es ein sozialisti-
sches System, wo die Be-
dürfnisse von allen, und 
nicht die Profite von we-
nigen, im Mittelpunkt 
stehen - unabhängig von 
Gender, Sexualität, Natio-
nalität oder Hautfarbe.

Nikita Tarasov

Der Kampf für LGBTQ-Rechte ist ein Kampf der gesamten ArbeiterInnenklasse.
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NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Freitag, 1800 Uhr 
im ‘Habert Café’ 
Salzkammergut Einkaufspark

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Mittwoch, 1900 Uhr  
im ‘Cuntra la Cultra’ 
Grieplatz 5

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

NIEDEROST. & TIROL

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP Wien-West 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
Buchhandlung ‘Libreria Utopia’ 
15,; Preysinggasse 26 - 28 
(Nähe U3 Schweglerstraße)

SLP Brigittenau-Ost 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20,; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

SLP Brigittenau-West 
jeweils Donnerstag, 1900 Uhr 
im SLP-Büro 
20,; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

 
Zahlreiche 
Termine und  
Veranstaltungshinweise  
auf www.slp.at

Kein SLP-Treffen in der Nähe?� 
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Tierleid, ungesundes Es-
sen, miese Jobs: Die Le-
bensmittelindustrie hat 
viele unschöne Gesich-
ter. Ein besonders her-
ausragendes Problem ist 
die massive Überproduk-
tion. Fast die Hälfte aller 
Lebensmittel in Deutsch-

land werden weggewor-
fen. In Österreich wer-
fen Supermärkte jährlich 
mindestens 166.000 Ton-
nen genießbares Essen 
weg. In Wien wird so viel 
Brot weggeworfen, dass 
man Graz davon ernäh-
ren könnte. Warum pas-
siert das? Und wer ist da-
für verantwortlich?

Mit diesen Fragen be-
schäftigt sich Christian 
Walter in diesem Buch. Er 
ist Containerer und SAV-
Mitglied. Die SAV ist die 
deutsche Schwesterorga-
nisation der SLP. Christi-
an Walter engagiert sich 
für nachhaltiges Wirt-

schaften und hat mit an-
deren die Initiative „Con-
tainern ist kein Verbre-
chen!“ gegründet.

Containern (auch: 
Dumpstern) heißt, dass 
Menschen sich genießba-
re Lebensmittel aus den 
Mülltonnen der Super-
märkte holen. Das ist in 
Deutschland verboten, 

auch in Österreich wer-
den immer wieder Ak-
tivistInnen kriminali-
siert. Was findet man in 
den Tonnen? Worauf soll-
te man achten, wenn man 
mit dem Containern an-
fangen möchte? Warum 
wird das Containern kri-
minalisiert?

Doch es geht nicht nur 
um eine Auseinander-
setzung mit den aktuel-
len Problemen, sondern 
auch um die Frage wie die 
Verhältnisse grundlegend 
und dauerhaft geändert 
werden können. Dieses 
Buch behandelt diese und 
viele weitere Fragen und 
gibt Ideen für eine besse-
re Welt.

Christian Walter: 
„Volle Bäuche statt volle 

Tonnen“ - Containern gegen 
Lebensmittelvernichtung. 

Manifest Verlag, Berlin 2017
ISBN: 978-3-96156010-3

Kurz zu meiner Person: 
Mein Name ist Nadine 
Zalto, ich bin seit einigen 
Wochen Mitglied der So-
zialistischen Links Par-
tei (SLP) und bin als Pfle-
gekraft tätig. Wie kam 
es dazu, dass ich poli-
tisch aktiv wurde? Nun: 
am 1.Mai 2015 kam ich 
zum ersten Mal in Kon-
takt mit der SLP. Das 
war bei der Kundgebung 
am Urfahranermarkt in 
Linz gegen die FPÖ und 
ihre rechte Hetze. Da-

nach nahm ich an Orts-
gruppentreffen und Ak-
tionen teil. Ich war sehr 
interessiert, denn meine 
Grundeinstellung wehte 
mich schon immer mehr 
ans linke Ufer. Wie oben 
erwähnt, bin ich selbst 
eine Pflegekraft. 

Genau in jetzigen Zeiten 
ist es wichtig, dass man 
sich am Geschehen aktiv 
beteiligt. Gerade im Ge-
sundheitsbereich wird 
extrem eingespart. Man 

sollte sich gegen Einspa-
rungen und Kürzungen 
wehren. Nicht nur im 
Gesundheitsbereich! 

Auch bei Jobs, bei Woh-
nungen, der Mindest-
sicher u ngsverkü rzu ng 
und   Rassismus und vie-
lem mehr! Man sollte sich 
organisieren, ob jung 
oder alt: setz auch du ein 
Zeichen! 

Politik geht uns alle et-
was an.

Nadine Zalto

Wahlkampf der bürgerli-
chen Parteien heißt vor 
allem eines: Material-
schlacht. Sie hoffen, feh-
lende Inhalte mit Groß-
flächen-Plakaten und 
immer neuem Gratis-
Zeug auszugleichen. Da-
rauf lassen wir uns nicht 
ein- aber es wäre falsch, 
den Wahlkampf als Zeit 
hoher politischer Auf-
merksamkeit einfach 
vorbeiziehen lassen. Zu 
Redaktionsschluss wis-
sen wir noch nicht, ob 
und in welcher Form 

(Bündnis oder alleine) 
die SLP antreten wird. 
Aber wir wissen, dass 
wir in der Wahlkampf-
zeit besonders aktiv sein 
werden. Wenn du Plakate 
mit linken Inhalten sehen 
willst, wenn du helfen 
willst, die Rechtspopu-
listInnen zu stören uvm. 
- dann mach mit und un-
terstütz uns mit Spenden:

IBAN: 
AT 25600000000 8812733

BIC: 
OPSKATWW

Der aktuelle SLP-Lesetipp

Warum ich bei der SLP bin Andere über uns

Die FPÖ Brigittenau ist nicht darüber erfreut, dass die 
SLP im Bezirk konsequent gegen ihre rechten Umtrie-
be vorgeht – und wirft uns auf Facebook „FPÖ-Bashing“ 
vor. Tatsächlich sind wir in vielen Bereichen aktiv: et-
wa, wenn wir für höhere Löhne, leistbares Wohnen und 
gleiche Rechte für alle kämpfen – nur steht bei all diesen 
Dingen die FPÖ nun mal auf der anderen Seite, weswe-
gen wir sie weiter konfrontieren werden.

 „Volle Bäuche statt 
volle Tonnen!“
Hintergründe zum Thema
Dumpstern / Containern.

Die Einen haben Inhalt, 
die Anderen Geld



FF Schluss mit Arbeitslosigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & Konzerne wollen wir ein 
öffentliches Investitionsprogramm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr.
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürftigen 
durch bezahlte Fachkräfte. Schluss mit 
Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern.
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Garantierte Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat und Aufrüstung 
setzen wir auf soziale Sicherheit. 
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organisation 
wie Burschenschaften & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 
sondern wir brauchen eine neue starke, 

kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben.
FF Hunger, Krieg, Umweltzerstörung, Armut 
& Verschuldung sind die Folge neokolonialer 
Politik im Interesse von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit oder Mitgliedschaft in 
imperialistischen Militärbündnissen. Nur 
internationale Solidarität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewegung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges Leben für Alle schaffen.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand durch 
eine demokratisch geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & Profiten bestimmt wird.
FF Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.Di
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Seit Jahren müssen wir je-
des einzelne noch so klei-
ne Recht, jede kleine Ver-
besserung hart erkämp-
fen. Wir tun das, weil 
Frauen immer noch we-
niger als Männer für die-
selbe Arbeit bezahlt be-
kommen. Weil Mädchen 
von (Ex-)Spitzenpoliti-
kern wie Mitterlehner er-
zählt wird, sie hätten in 
der Politik nichts zu su-
chen und sollen am Girls 
Day lieber in ein Mu-
seum rein schnuppern. 
Doch nicht nur wenn es 
um grundlegende Frau-

enrechte geht, wie das 
Recht, selbst über den 
eigenen Körper zu be-
stimmen, leben die po-
litischen Eliten noch im 
Mittelalter. Auch bei der 
Frage, ob die Ehe für al-
le Geschlechter geöff-
net werden soll, stellen 
sie sich dagegen. Die Re-
genbogenparade in Wien 
steht jährlich unter dem 
Angriff einer Gruppe 
von Rechtsextremen und 
FundamentalistInnen. Es 
ist an uns und auch an dir, 
nicht zuzulassen, dass ei-
ne Horde von homopho-

ben "Lebensschützern" 
ungehindert "herumspa-
ziert" und dabei Men-
schen verprügelt, weil 
sie eine andere Sexuali-
tät haben. Auf dem „Walk 
for IDAHOT“ am 20. Mai 
in Salzburg waren Stim-
mung und Aussage klar: 
wir lassen uns nicht zu-
rückdrängen! Wir kämp-
fen seit Jahren, wir lassen 
uns nicht nehmen, was 
wir schon erkämpft ha-
ben und wir hören erst 
auf, wenn wir wirklich 
gleichgestellt sind!	

	 Sarah Krenn

Keinen Schritt 
zurück!

Blaues Fest der FPÖ? Ein lautes Nein!

Gestern, Heute, Morgen: Für gleiche 
Rechte - gegen Sexismus 
und Homophobie! 


